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Geschäftsbereich des Bundesministers des Auswärtigen 


1 Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung heute die Chan- 

Dr. Schweitzer cen einer Abhaltung von Direktwahlen zum Euro- 

(SPD) päischen Parlament noch 1978 und welche Schritte 

hat sie eingeleitet oder wird sie einleiten, um die 
Einhaltung dieses von ihr früher als wünschens- 
wert bezeichneten Termins sicherzustellen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. September 1975 

Das Ziel, 1978 Direktwahlen zum Europäischen Parlament abzuhalten, 
ist auf der Konferenz der Regierungschefs in Paris am 9./ 10. Dezem- 
ber 1974 aufgestellt und vom Europäischen Parlament in einem Ent- 
schließungsentwurf vom 14. Januar 1975 konkretisiert worden. Die 
Bundesregierung hat sich für dieses Ziel nachdrücklich eingesetzt. 

Die von Großbritannien und Dänemark seinerzeit gegen die Einführung 
der Direktwahl eingelegten Vorbehalte werden offenbar nicht weiter 
verfolgt. Dies bedeutet, daß die Arbeit des Rates aufgenommen wer- 
den kann, was auch tatsächlich geschieht. Am 8. September 1975 ist 
erstmals eine Arbeitsgruppe des Rates in Brüssel zu Beratungen über 
die Einführung der Direktwahl zusammengetreten. 

Im übrigen hat der Europäische Rat ,,den Rat (der Außenminister) 
gebeten, das Problem der Wahl des Europäischen Parlaments in allge- 
meinen unmittelbaren Wahlen unter Berücksichtigung des vom EP aus- 
gearbeiteten Entwurfs sowie der Faktoren zu untersuchen, die sich 
gegebenenfalls bei der Prüfung selbst ergeben, und ihm noch in diesem 
Jahr hierüber einen Bericht vorzulegen“. 

Es wird von dem Verlauf der Beratungen in Brüssel abhängen, ob sich 
der in Aussicht genommene Termin für die Abhaltung der ersten direk- 
ten Wahlen zum EP im Mai 1978 einhalten läßt. Die Bundesregierung 
ist entschlossen, alles in ihrer Macht stehende zu tun, damit die Ver- 
handlungen im Gemeinschaftsrahmen zügig vorangehen und der vor- 
gesehene Zeitplan eingehalten werden kann. 


2. Abgeordneter Was hat die Bundesregierung inzwischen unter- 
Dr. Zimmermann nommen, um die mit der Absicht, die sowjetische 
(CDU/CSU) Drei-Staaten-Theorie zu untermauern, wiederholt 

ins Werk gesetzten Diskriminierungen durch Mit- 
glieder des Warschauer Paktes gegen den Sender 
Freies Berlin als ordentliches Mitglied der ARD 
bei der Bestellung von Leitungen für Sendungen 
aus dem Ostblockbereich abzustellen, und welche 
Erfolge sind gegebenenfalls zu verzeichnen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. September 1975 

Von Warschauer Paktstaaten wiederholt ins Werk gesetzte Diskrimi- 
nierungen des SFB als Mitglied der ARD bei der Bestellung von Lei- 
tungen für Sendungen aus deren Bereich hat es nicht gegeben. Daß 
im Juni d. J. in einem Fall eine Leitungsschaltung für den SFB nicht 
zustande kam, beruhte auf einem Mißverständnis. 
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3. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 
(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Generalsekretärs der KPdSU, daß die sogenannten 
humanitären Absichtserklärungen im Korb III 
der KSZE-Schlußakte nur durch neu abzuschließen- 
de zwischenstaatliche Verträge bindend würden und 
wenn ja, aus welchen Gründen ist ein solches Ver- 
fahren in der KSZE-Schlußakte nicht vermerkt 
und wenn nein, was gedenkt die Bundesregierung 
zu tun, um die entsprechenden Vereinbarungen des 
Korb III bereits jetzt wirksam werden zu lassen? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 8. September 1975 

Über die Äußerungen von Generalsekretär Breschnew zu den humani- 
tären Fragen, auf die Sie sich beziehen dürften, liegen voneinander 
abweichende Darstellungen verschiedener Nachrichtenagenturen vor. 

Die Bundesregierung hat keine Anhaltspunkte dafür, daß die Sowjet- 
union beabsichtigt, die humanitären Absichtserklärungen der KSZE 
insgesamt erst nach Abschluß entsprechender bilateraler Vereinba- 
rungen zu verwirklichen. Tatsächlich bedarf es bei einer Reihe der 
beabsichtigten Verbesserungen der Beziehungen im Rahmen des soge- 
nannten Korbes III bilateraler Vereinbarungen, Abkommen oder 
Verträge. 

Andere Teile aus Korb III bedürfen einseitiger innerstaatlicher Akte 
zu ihrer Erfüllung. 


4. 


Abgeordneter 

Roser 


(CDU/CSU) 


Treffen Meldungen zu, die Europäische Kommission 
habe erklärt, das volle Stimmrecht der Mitglieder 
des Europäischen Parlaments aus dem Land Berlin 
habe seine Ursache darin, daß Berlin durch ein 
Zusatzprotokoll unmittelbar und nicht über die 
Bundesrepublik Deutschland mit der Europäischen 
Gemeinschaft verbunden sei, und was hat die 
Bundesregierung - bejahendenfalls - unternommen, 
um der deutschen Rechtsauffassung Geltung zu 
verschaffen, das Land Berlin werde durch die 
Bundesrepublik Deutschland vertreten, wie dies in 
der von den übrigen Vertragschließenden zur Kennt- 
nis genommenen Erklärung der Regierung der 
Bundesrepublik Deutschland über die Geltung der 
Verträge für Berlin zum Ausdruck kommt? 


Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 11. September 1975 

Die Europäische Kommission hat - soweit der Bundesregierung be- 
kannt geworden ist — keine autorisierte Erklärung in dem von Ihnen 
genannten Sinn abgegeben. Daher bestand für die Bundesregierung 
auch keine Veranlassung, der Kommission gegenüber irgendwelche 
Schritte zu unternehmen. 


5. 


Abgeordneter 

Dr. Jobst 


(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Moskauer 
Versuche, die in ,,Korb 3“ enthaltenen Abreden 
von Helsinki als zweirangig abzutun, und was wird 
sie unternehmen, um derartigen Bestrebungen ent- 
gegenzutreten? 
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Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 9. September 1975 

Es ist bekannt, daß die Fragen der Verbesserung der Kontakte zwischen 
den Menschen und des Informationsflusses ein wesentliches Anliegen 
des Westens waren und gegen den fortdauernden Widerstand einzelner 
Delegationen auf der KSZE behandelt worden sind. Es kann nicht 
überraschen, wenn diese Konferenzpositionen auch in der Darstellung 
der Verhandlungsergebnisse zum Ausdruck kommen. Dies ändert nichts 
an den KSZE-Beschlüssen selber, zu deren Verwirklichung sich alle Teil- 
nehmer der Konferenz durch Unterzeichnung der Schlußakte ver- 
pflichtet haben. 


Trifft die Meldung der Frankfurter Allgemeinen 
Zeitung vom 18. August 1975 zu, das polnische 
KP-Organ ,,Trybuna Ludu“ habe die zwischen 
dem polnischen KP-Chef und dem Bundeskanzler 
getroffenen Abreden unter Verschweigung der Zahl 
der zur Ausreise berechtigten Deutschen darüber 
hinaus zur bloßen Familienzusammenführung um- 
gefälscht, und welche Schlüsse zieht — bejahenden- 
falls — die Bundesregierung daraus hinsichtlich 
polnischer Absichten, die getroffenen Vereinba- 
rungen auch diesmal nicht einzuhalten? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 11. September 1975 

Ich gehe davon aus, daß Ihnen auch die zwischenzeitlich erschienenen 
Meldungen in der deutschen Presse (u. a. FAZ, Frankfurter Rund- 
schau, Die Welt und Generalanzeiger vom 20. August 1975) bekannt 
sind, wonach das polnische Parteiorgan ,,Trybuna Ludu“ am Dienstag, 
dem 19. August 1975, im Rahmen eines weiteren Kommentars zu den 
deutsch-polnischen Vereinbarungen auch Zahlen hinsichtlich der 
Umsiedlungsvereinbarung genannt hat. 

Wie mit der polnischen Seite vereinbart und entsprechend internatio- 
naler Übung wird die Bundesregierung ihrerseits die Texte der deutsch- 
polnischen Vereinbarungen nach deren Unterzeichnung im Oktober 
dieses Jahres veröffentlichen. 


6. Abgeordneter 

Hösl 

(CDU/CSU) 


7. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Stimmen aus 
Gierenstein dem Warschauer Pakt, die das entsprechend den in 

(CDU/CSU) Helsinki gefaßten Beschlüssen angekündigte Herbst- 

manöver des Heeres als mit den Beschlüssen von 
Helsinki angeblich unvereinbar kritisieren und wird 
sich daraufhin künftig auch die Bundesregierung 
Manövern der Landstreitkräfte des Warschauer 
Paktes gegenüber kritisch äußern? 

Antwort des Staatsministers Moersch 
vom 11. September 1975 

Die zitierte Kritik an NATO-Manövern ist weder sachlich berechtigt 
noch wird sie durch die KSZE-Beschlüsse zu den vertrauensbildenden 
Maßnahmen oder durch die Haltung der Staaten des Warschauer Pakts 
während der Behandlung dieser Fragen auf der KSZE gedeckt. 

Die Sowjetunion und die anderen Mitglieder des Warschauer Pakts 
haben der Erörterung von militärischen Aspekten der Sicherheit auf der 
KSZE und der Aufnahme eines konkreten Punktes zu den vertrauens- 
bildenden Maßnahmen in die in der ersten Konferenzphase in Helsinki 
ausgehandelten Schlußempfehlungen (verabschiedet am 7. Juli 1973) 
nur widerstrebend zugestimmt. Dementsprechend haben sie auch in 
der Genfer KSZE-Phase bei der Behandlung der vertrauensbildenden 
Maßnahmen anders als die übrigen Teilnehmerstaaten eine sehr restrik- 
tive Haltung eingenommen. 


4 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4026 


Von den schließlich in die „KSZE-Schlußakte“ aufgenommenen kon- 
kreten Maßnahmen sind von besonderer Bedeutung: 

- Die Vorankündigung größerer Manöver 

— der Austausch von Manöverbeobachtern, 

die den Empfehlungen von Helsinki entsprechen. Darüber hinaus- 
gehende konkrete Maßnahmen im militärischen Bereich wurden nicht 
vereinbart. 

Die Bundesregierung ist sich darüber im klaren, daß mit diesen Abspra- 
chen die militärische Lage in Europa nicht verändert wird. Es ist auch 
zu bedenken, daß beide Maßnahmen auf freiwilliger Grundlage ver- 
wirklicht werden sollen. Alle Beteiligten haben jedoch die politische 
Bedeutung der Vorankündigung größerer Manöver ausdrücklich an- 
erkannt und die Absicht bekräftigt, diese Absprache auf der verein- 
barten Basis zu implementieren. Die Bundesregierung ist daher der 
Auffassung, daß ihre Verwirklichung einen Hinweis geben wird, in- 
wieweit es möglich ist, im Bereich der militärischen Sicherheit Miß- 
trauen abzubauen. 

Es besteht kein Zweifel, daß die von der NATO abgehaltenen Manöver 
nicht im Widerspruch zur Schlußakte der KSZE stehen. 

Die Manöver werden, wenn sie den Kriterien der KSZE-Absprachen 
entsprechen, im voraus von den beteiligten NATO-Staaten angekün- 
digt. Die Ankündigung der „Großen Rochade“ zeigt, daß die NATO 
entschlossen ist, auf ihrer Seite die entsprechenden KSZE-Beschlüsse 
ohne Verzug anzuwenden. 

Es wird naturgemäß von großem Interesse für uns sein, ob die Mit- 
glieder des Warschauer Pakts die KSZE-Beschlüsse für ihre Manöver 
in gleicher Weise verwirklichen und damit dem für die vertrauens- 
bildenden Maßnahmen ausdrücklich vereinbarten Prinzip der Gegen- 
seitigkeit entsprechen. Die künftige Praxis des Warschauer Pakts in 
Bezug auf die vertrauensbildenden Maßnahmen wird deshalb von 
uns mit großer Aufmerksamkeit beobachtet und an den auf der KSZE 
vereinbarten konkreten Maßnahmen gemessen werden. 


Geschäftsbereich des Bundesministers des Innern 


8. Abgeordneter 
Dr. Kempfier 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bewußt, daß die für die 
Instandhaltung von ZS-Sirenen im Haushaltsplan 
angesetzten Mittel völlig ungenügend sind und daß 
die Gefahr besteht, daß die bereits einmal erreichte 
Dichte des ZS-Sirenen-Netzes in absehbarer Zeit 
erheblich vermindert wird? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 3. September 1975 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß auf Grund der erheblich ge- 
stiegenen Wartungskosten der im Haushaltsplan 1975 für die Instand- 
haltung von ZS-Sirenen ausgebrachte Haushaltsansatz nicht zur Ab- 
deckung der zu erwartenden Ist-Ausgabe 1975 ausreichen wird. 

Es wird zur Zeit geprüft, ob und in welchem Umfang die unabweis- 
lichen Mehrkosten abgedeckt werden können. 

Die angespannte Haushaltslage hat bisher keine Auswirkungen auf die 
Durchführung von Instandhaltungsmaßnahmen für ZS-Sirenen gehabt. 
Die Wartungsarbeiten wurden und werden fristgerecht ausgeführt. 

Zusätzliche Probleme ergeben sich allerdings dadurch, daß die Fälle 
zunehmen, in denen Grundstückseigentümer nicht mehr bereit sind, 
auslaufende Gestattungsverträge über die Nutzung von Gebäuden 
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für Sirenenanlagen zu verlängern. In diesen Fällen müssen die Sirenen 
demontiert und an anderer Stelle wieder aufgebaut werden. Die Kosten 
für den Wiederaufbau einer Sirene belaufen sich auf ca. 2500 bis 
3500 DM. 

Die aus diesen Gründen entstehende zusätzliche Etatbelastung macht es 
erforderlich, Prioritäten zu setzen und weniger dringliche Maßnahmen 
notfalls auf folgende Haushaltsjahre zu verschieben. 

Von den 82 500 für das Gebiet der Bundesrepublik Deutschland erfor- 
derlichen Sirenenanlagen wurden bisher 66 600 aufgebaut; das sind 
81 v. H. Im ersten Halbjahr 1975 wurden mehr als 600 neue Sirenen 
installiert. 

Die Bundesregierung ist bemüht, den weiteren Ausbau des Sirenen- 
netzes - wenn auch zeitlich gestreckt — kontinuierlich weiterzuführen. 


! 

9. Abgeordneter Gibt es bei der Bundesregierung Überlegungen, der 
Dr. Klein Ungerechtigkeit gegenüber den Beamtenwitwen 

(Stolberg) abzuhelfen, die darin besteht, daß sich der Pen- 

(CDU/CSU) sionssatz beim Tod eines Ruhestandsbeamten von 

75 % auf 45 % für die Witwe reduziert, obwohl die 
Lebenshaltungskosten sich nach dem Tod des 
Mannes meist kaum verringern? 


10. Abgeordneter Falls es solche Überlegungen gibt, bis wann rechnet 
Dr. Klein die Bundesregierung damit, die bestehenden Rege- 

(Stolberg) lungen entsprechend ändern zu können? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 3. September 1975 

Nach einem allgemeinen, nicht nur im Beamtenversorgungsrecht gelten- 
den, Grundsatz enthält die Altersversorgung eines Berufstätigen auch 
den Unterhalt für seine Familienangehörigen. Es ist daher vertretbar, 
den überlebenden Familienangehörigen wegen der Verminderung der 
Aufwendungen eine Versorgung nur in der Höhe weiter zu gewähren, 
die diesen einen angemessenen Lebensunterhalt gewährleistet. Die 
Voraussetzungen hierfür sind bei der beamtenrechtlichen Witwenver- 
sorgung durch Gewährung eines Witwengeldes in Höhe von 60 v. H. 
des Ruhegehaltes des verstorbenen Beamten gegeben. Ein Satz in 
gleicher Höhe gilt auch in anderen Rechtsgebieten außerhalb des 
Beamtenversorgungsrechts. So beträgt z. B. die Witwenrente nach dem 
Recht der gesetzlichen Rentenversicherungen ebenfalls höchstens 
sechs Zehntel der Versichertenrente. - Auch die Studienkommission 
für die Reform des öffentlichen Dienstrechts hat den Satz von 60 v. H. 
des Ruhegehaltes für angemessen gehalten. 

Überlegungen für eine Verbesserung der Witwenversorgung durch 
Anhebung des Witwengeldsatzes gibt es daher nicht. 

Eine derartige Maßnahme, die nicht isoliert für den Beamtenversor- 
gungsbereich getroffen werden könnte, müßte im übrigen zu erheb- 
lichen Mehrbelastungen führen und stünde daher im Gegensatz zu der 
Gemeinsamen Erklärung der Bundesregierung und der Länder vom 
19. Dezember 1974 und zu den derzeitigen Sparbemühungen der 
Bundesregierung. 

Nach der Antwort des Staatssekretärs Eicher beim Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung vom 5. Dezember 1973 auf die Mündliche 
Anfrage der Bundestagsabgeordneten Frau Verhülsdonk (vgl. Druck- 
sache 7/1320, Stenographischer Bericht über die 68. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages vom 5. Dezember 1973, Anlage 15) hätten 
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sich allein im Jahr 1974 für eine Anhebung des Witwengeld(-renten)- 
satzes von 60 v. H. auf 65 v. H. im Beamtenvcrsorgungsrecht, in der 
Sozialversicherung und in der Kriegsopferversorgung Mehrausgaben 
von 2,8 Milliarden DM ergeben. 

Aus diesen Gründen vermag ich eine Anhebung des Witwengeldsatzes 
nicht in Aussicht zu stellen. 


1 1 . Abgeordneter 

Müz 

(CDU/CSU) 


Ist das Bundesinnenministerium bereit, finanzielle 
Erleichterungen für bauwillige Bürger im Türnicher 
Bebauungsplangebiet 32 zu gewähren, die für ihre 
Baugrundstücke durch besondere Auflagen der 
Lärmschutzbestimmungen nach dem Inkrafttreten 
der Lärmschutzverordnung für den militärischen 
Flugplatz Nörvenich materielle Mehraufwendungen 
in Höhe von 10 000 bis 50 000 DM erbringen 
müssen, obwohl die betroffenen Bürger, als sie die 
Grundstücke von der ehemaligen Gemeinde Türnich 
kauften, nicht darüber unterrichtet waren, daß ihr 
Baugebiet wegen der Nähe zum Fliegerhorst 
Nörvenich einmal zur Lärmschutzzone erklärt 
werden würde? 


Antwort des Bundesministers Dr. Maihofer 
vom 8. September 1975 

Finanzielle Erleichterungen zu den Aufwendungen von Bürgern für 
bauliche Schallschutzmaßnahmen sind in dem Gesetz zum Schutz 
gegen Fluglärm vom 30. März 1971 (BGBl I S. 282) geregelt. Nach dem 
Gesetz sind Aufwendungen für bauliche Schallschutzmaßnahmen bei 
Wohngebäuden bis zu einer Höhe von 100 DM je Quadratmeter Wohn- 
fläche unter bestimmten Voraussetzungen zu erstatten. Erforderlich 
ist u. a., daß das betreffende Grundstück in der Schutzzone 1 des Lärm- 
schutzbereichs liegt und daß die Schallschutzmaßnahme den fest- 
gelegten Qualitätsanforderungen genügen. 

Gemäß dem am 30. August 1974 im Gemeindeamtsblatt bekanntge- 
gebenen Bebauungsplan Nr. 32 der Gemeinde Türnich liegen die Grund- 
stücke der betroffenen Bürger in der Schutzzone 2 des Lärmschutz- 
bereichs für den militärischen Flugplatz Nörvenich. Nach § 6 des 
Fluglärmgesetzes dürfen Wohnungen in der Schutzzone 2 zwar errichtet 
werden unter der Voraussetzung, daß sie den festgelegten Schallschutz- 
anforderungen genügen; jedoch sind die Schallschutzaufwendungen 
für Wohnungen in der Schutzzone 2 nicht erstattungsfähig. Sie sind 
nach den Regelungen des Fluglärmgesetzes von den Eigentümern der 
betreffenden Grundstücke selbst zu tragen. Hierbei macht das Flug- 
lärmgesetz keinen Unterschied, ob die betroffenen Bürger über die 
Vorschriften der baulichen Beschränkungen des Gesetzes unterrichtet 
waren oder nicht. Die Bürger, die die Baugrundstücke in der Schutz- 
zone 2 im Oktober/Dezember 1974 oder in den ersten Monaten des 
Jahres 1975 von der Gemeinde Türnich erworben haben, hätten nach 
der Sachlage allerdings damit rechnen können und müssen, daß Grund- 
stücke in der Umgebung des militärischen Flugplatzes Nörvenich 
baulichen Beschränkungen unterliegen können. Denn im Fluglärm- 
gesetz selbst — nicht in der Rechtsverordnung über die Festsetzung 
der einzelnen Lärmschutzbereiche — sind die Regelungen über die 
baulichen Beschränkungen getroffen, die zum Zeitpunkt der Grund- 
stückserwerbe bereits über 3 l /2 Jahre in Kraft waren. Auch ist dem 
Fluglärmgesetz zu entnehmen, welcher Art die Flugplätze sind, 
die unter die gesetzliche Regelung fallen. Interessenten von Grund- 
stücken in der Umgebung derartiger Flugplätze erfüllen nur ihre - im 
eigenen Interesse wahrzunehmende - Sorgfaltspflicht, wenn sie auch 
schon vor Kenntnis des genauen Grenzverlaufs der Lärmschutzbereiche 
potentielle bauliche und sonstige Beschränkungen in ihre Überlegungen 
einbeziehen und sich um entsprechende Aufklärung bemühen. 
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Unabhängig hiervon stellt sich die Frage, inwieweit die kommunalen 
Instanzen in derartigen Fällen die Grundstückserwerber auf bauliche 
Beschränkungen in dem Gebiet des genannten Bebauungsplanes hätten 
besonders hin weisen sollen. 


Geschäftsbereich des Bundesministers der Finanzen 

i 

12. Abgeordneter Wie groß ist das Volumen der auf Grund des Kon- 

Dr. Köhler junkturprogramms der Bundesregierung bis zum 

(Duisburg) 30. Juni 1975 gemeldeten Investitionen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 8. September 1975 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt ist noch nicht feststellbar, wie groß das 
Volumen der auf Grund des Konjunkturprogramms der Bundesregie- 
rung bis zum 30. Juni 1975 vergebenen Investitionsaufträge ist. Nach 
den gesetzlichen Bestimmungen können Investitionszulagen für be- 
günstigte Investitionen, d. h. für die Anschaffung und Herstellung von 
neuen abnutzbaren beweglichen und unbeweglichen Wirtschaftsgütern 
des Anlagevermögens sowie für die Durchführung nachträglicher Her- 
stellungsarbeiten, erst nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem das 
Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder Herstellung oder der Anzahlung 
oder Teilherstellung endet, bei dem für den Steuerpflichtigen zuständi- 
gen Finanzamt beantragt werden. In diesem Zusammenhang führen 
die Finanzverwaltungen der Länder eine Geschäftsstatistik durch, in 
der die nach § 4 b InvZulG gezahlten Investitionszulagen erfaßt wer- 
den. Die Ergebnisse dieser Statistik, die einen Rückschluß auf die Höhe 
des begünstigten Investitionsvolumens erlauben, werden im Jahres- 
bericht des Bundesfinanzministeriums über die Steuereinnahmen ver- 
öffentlicht. 


13. Abgeordneter Wie verteilen sich diese Investitionen auf kurz- 

Dr. Köhler lebige Güter des Umlaufvermögens und langlebige 

(Duisburg) Güter des Anlagevermögens? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 8. September 1975 

Nach § 4 b Abs. 2 InvZulG wird die Investitionszulage nur für abnutz- 
bare Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens gewährt. Geringwertige 
Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens im Sinne des § 6 Abs. 2 EStG 
sowie Wirtschaftsgüter des Umlaufvermögens sind nicht zulagebegünstigt. 


14. Abgeordneter Wie groß ist annäherungsweise der Anteil des 

Dr. Köhler Gesamtvolumens, der auch ohne das Konjunktur- 

(Duisburg) Programm investiert worden wäre? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 8. September 1975 

Im Dezember 1974 wurde von der Bundesregierung ein Forschungs- 
auftrag an das Ifo-Institut vergeben. Danach werden die Investitions- 
entscheidungen der Industrie, insbesondere die infolge des Konjunktur- 
programms vorgezogenen und zusätzlich geplanten Investitionen, er- 
mittelt. Das Schlußergebnis der Befragung wird voraussichtlich im 
November 1975 vorliegen. Durch Hochrechnung werden sich dann 
für den Bereich der verarbeitenden Industrie Schätzwerte über die 
Größenordnungen der Investitionen, die auch ohne Investitionszulage 
in Angriff genommen worden wären, feststellen lassen. 
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Nach einem Zwischenbericht des If o-Instituts — der auf einer Umfrage 
von Juni/Juli 1975 bei rund 300 überwiegend großen Industriebetrieber 
beruht - sind die Auswirkungen der Investitionszulage auf die Auftrags- 
vergabe insgesamt gesehen positiv zu beurteilen. Nach Schätzungen des 
Ifo-Instituts hätte die verarbeitende Industrie ohne Investitionszulage 
im 1. Halbjahr 1975 rund 25 v. H. weniger Investitionsaufträge ver- 
geben. 


15. Abgeordneter Welche Belastungen des Bundeshaushaltes und 

Dr. Althammei damit des Steuerzahlers ergeben sich aus den 

(CDU/CSU) jüngsten deutsch-polnischen Verträgen vom 

7. August 1975 in den kommenden Jahren? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 5. September 1975 

1 . Abkommen über Renten- und Unfallversicherung 

Der auf Grund des Abkommens von der Bundesrepublik Deutsch- 
land an die Volksrepublik Polen zu zahlende Betrag von 1 ,3 Milli- 
arden DM soll von den Trägern der gesetzlichen Rentenversicherung 
aufgebracht werden. Ob und inwieweit dabei - etwa im Hinblick 
auf die Defizithaftung des Bundes für die knappschaftliche Renten- 
versicherung — eine Belastung des Bundeshaushalts entsteht, wird 
sich aus den nach Unterzeichung des Abkommens von den gesetz- 
gebenden Körperschaften zu treffenden rechtlichen Regelungen 
ergeben. 

2. Abkommen über die Gewährung eines Finanzkredits 

Der Bund will der Kreditanstalt für Wiederaufbau durch Übernahme 
von Kosten die Gewährung eines Finanzkredits von 1 Milliarde DM 
an die Bank Handlowy Warszawa S. A. ermöglichen. In den dem 
Deutschen Bundestag von der Bundesregierung kürzlich zugeleiteten 
Entwurf des Nachtragshaushalts 1975 ist eine Verpflichtungsermäch- 
tigung aufgenommen worden, die sich auf geschätzte Gesamtkosten 
von 950 Millionen DM, verteilt auf die Jahre bis 1999, bezieht. Das 
Finanzkreditabkommen wird erst nach der Verabschiedung des 
Nachtragshaushalts durch Notenwechsel in Kraft gesetzt. 


16. Abgeordneter 
Dr. Narjes 
(CDU/CSU) 


Welche Steuermindereinnahmen erwartet die Bun- 
desregierung auf Grund des Gesetzes zur Verbesse- 
rung der betrieblichen Altersversorgung jeweils für 
die Jahre 1975 bis 1978? 


17. Abgeordneter Wenn diese Mindereinnahmen größer sind als in 

Dr. Narjes der Einleitung zum Gesetzesentwurf dargestellt, 

(CDU/CSU) auf welche Umstände sind diese Änderungen zurück- 

zuführen und seit wann sind diese Umstände be- 
kannt. 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. September 1975 

Die Steuermindereinnahmen auf Grund des Gesetzes zur Verbesserung 
der betrieblichen Altersversorgung wurden von der Bundesregierung 
in der Begründung zu dem Gesetzentwurf zunächst auf rund 365 Millio- 
nen DM für das Entstehungsjahr 1974 geschätzt. Dabei war die Bundes- 
regierung hinsichtlich der Änderungen bei der Berechnung der Pen- 
sionsrückstellungen (Übergang vom sogenannten Gegenwartswertver- 
fahren zum Teil wertverfahren) entsprechend den Aussagen des Sach- 
verständigen im Gutachten der Steuerreformkommission (vgl. S. 1082 ff) 
davon ausgegangen, daß sich beim Übergang vom Gegenwartswert- 
verfahren zum Teilwertverfahren Steuermindereinnahmen einerseits 
(wegen ,, Nachgeholter Pensionsrückstellungen“) und Steuermehr- 
einnahmen (Auflösung bisheriger Rückstellungen für Anwartschafts- 
berechtigte vor dem 30. Lebensjahr) andererseits ausgleichen sollten. 
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Diese Annahme wurde während des Gesetzgebungsverfahrens revidiert, 
als sich herausstellte, daß der Übergang zum Teil wert verfahren voraus- 
sichtlich nicht steuerneutral vonstatten gehen würde. Außerdem waren 
während der Beratungen zum Gesetzentwurf noch Regelungen über die 
Insolvenzsicherung der Ansprüche auf betriebliche Altersversorgung in 
das Gesetz aufgenommen worden, wodurch sich die Steuerminderein- 
nahmen gegenüber dem ursprünglichen Gesetzentwurf weiter erhöhten. 
Die Steuermindereinnahmen wurden daraufhin neu auf rund 500 Millio- 
nen DM geschätzt. 

Wie ich in meinen Antworten an die Abgeordneten Dr. Häfele und Anselm 
in der Fragestunde des Deutschen Bundestages am 4. Juni 1975 
bereits ausgeführt habe, enthält die Schätzung nicht die Auswirkungen 
der Erhöhung von Pensionsrückstellungen zur Anpassung an die wirt- 
schaftliche Entwicklung. Solche Erhöhungen sind keine unmittelbaren 
Auswirkungen des Gesetzes zur Verbesserung der betrieblichen Ver- 
sorgung. Denn Anpassungen der Rückstellungen an die wirtschaft- 
liche Entwicklung wären sicherlich auch vorgenommen worden, wenn 
das Gesetz nicht erlassen worden wäre. 

Der Arbeitskreis „Steuerschätzung“ hat in der Sitzung vom 21. bis 
23. August 1975 die kassenmäßigen Steuermindereinnahmen in Ver- 
bindung mit Rückstellungen für die betriebliche Altersversorgung für 
die einzelnen Haushaltsjahre insgesamt, d. h. einschließlich der An- 
passungen der Rückstellungen an die wirtschaftliche Entwicklung, mit 
folgenden Beträgen angesetzt 

1975 900 Millionen DM 

1976 900 Millionen DM 

1977 400 Millionen DM 

1978 400 Millionen DM 

Ich weise noch darauf hin, daß der Übergang vom Gegenwartswert- 
verfahren zum Teil wertverfahren lediglich eine zeitliche Verschiebung 
bei der Rückstellungsbildung bewirkt. Zu dem Zeitpunkt, in dem der 
Versorgungsfall eintritt, ergibt sich nach altem und nach neuem Recht 
derselbe Betrag der Pensionsrückstellungen. 


18. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Hat nach Auffassung der Bundesregierung die 
Investitionszulage in Höhe von 7,5 % zu einer 
Ballung von Aufträgen zur Jahresmitte, insbeson- 
dere im Verhältnis zum Vorjahr, geführt, und wie 
stellt sich das Verhältnis von zusätzlichen, indu- 
zierten Investitionen zu rein zeitlich vorgezogenen 
Investitionen dar? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. September 1975 

Die Auftragseingänge haben im Bereich der Investitionsgüterindu- 
strie im Juni 1975 stark zugenommen. Nach der Statistik des Auf- 
tragseingangs der Industrie hat sich der Index der inländischen Auf- 
träge bei den Investitionsgüterindustrien um 100 v. H. gegenüber dem 
Vorjahresmonat erhöht. 

Die starke Nachfragebelebung im Bereich der Investitionsgüterindustrie 
ist unverkennbar darauf zurückzuführen, daß die Frist für die Bestellung 
bzw. für den Beginn der Herstellung zulagebegünstigter Investitionen 
mit dem 30. Juni 1975 abgelaufen ist. 

Die Frage des Verhältnisses der infolge des Konjunkturprogramms 
vorgezogenen und zusätzlich geplanten Investitionen ist u. a. Gegen- 
stand eines Forschungsauftrages, den die Bundesregierung an das 
Ifo-Institut in München vergeben hat. Das Schlußergebnis der Um- 
frage bei 4000 Industrieunternehmen wird voraussichtlich Ende Novem- 
ber vorliegen. 


10 




Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


Drucksache 7/4026 


Nach einem Zwischenbericht des ifo-instituts auf Grund einer Um- 
frage vom Juni/Juli 1975 bei rund 300 überwiegend großen Industrie- 
firmen ist die Aufiragsvergabe infolge der Gewährung der Investitions- 
zulage positiv beeinflußt worden. Schätzungen des Ifo-Instituts haben 
ergeben, daß die verarbeitende Industrie ohne Investitionszulage im 
1. Halbjahr 1975 rund 25 v. H. weniger Aufträge erteilt hätte. 


19. Abgeordneter 

Graf 

Stauffenberg 

(CDU/CSU) 


Wie viele Mittel — absolut und konjunkturwirk- 
sam — wurden im Rahmen der Investitionszulage in 
Anspruch genommen, und wie war die Mittelvertei- 
lung, aufgeschlüsselt nach Branchen und nach Größe 
und Art der Investitionsobjekte? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. September 1975 

Im gegenwärtigen Zeitpunkt läßt sich nicht feststellen, in welchem 
Ausmaß zulagebegünstigte Investitionen durchgeführt worden sind. 
Nach den gesetzlichen Bestimmungen können Investitionszulagen 
erst nach Ablauf des Kalenderjahres bei den Finanzämtern beantragt 
werden, in dem das Wirtschaftsjahr der Anschaffung oder der An- 
zahlung oder Teilherstellung endet, ln diesem Zusammenhang führen 
die Finanzbehörden der Länder eine Geschäftsstatistik über die in den 
Jahren 1975 bis 1979 ausgezahlten Investitionszulagen nach § 4 b 
InvZulG durch. Die Veröffentlichung soll jeweils im Jahresbericht des 
Bundesfinanzministeriums über die Steuereinnahmen erfolgen. 

Wegen der anhaltend starken Belastung der Finanzämter konnte die 
Geschäftsstatistik nicht nach Branchen sowie nach Größe und Art der 
Investitionsobjekte aufgegliedert werden. Bei Vorliegen der Ergebnisse 
des Ifo-instituts wird jedoch erkennbar sein, von welchen Wirtschafts- 
zweigen der Industrie die Investitionszulage schwerpunktmäßig in 
Anspruch genommen wurde. 


20. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Denkt die Bundesregierung, wenn sich der Staats- 
minister im Auswärtigen Amt dafür ausspricht, 
einen Teil der Goldreserven des Internationalen 
Währungsfonds zur Finanzierung von Krediten an 
die am wenigsten entwickelten Länder zu verwen- 
den, daran, die Kreditfazilitäten auszuweiten, 
oder lediglich daran, im Rahmen der bestehenden 
Fazilitäten Umverteilungen vorzunehmen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haehser 
vom 10. September 1975 

Auf der Jahresversammlung des Internationalen Währungsfonds (IWF) 
und der Weltbankgruppe Anfang dieses Monates ist beschlossen wor- 
den, einen Teil des Goldes des IWF für entwicklungspolitische Zwecke 
verfügbar zu machen. Die aus den Verkäufen dieses Goldes anfallenden 
Mittel sollen in einen sogenannten Trust Fund fließen und , dort für 
Kredite zu sehr günstigen Bedingungen an die am wenigsten entwickel- 
ten und von der Ölpreiserhöhung am meisten betroffenen Länder 
verwendet werden. Es handelt sich daher um eine zusätzliche Kredit- 
fazilität zugunsten dieses bestimmten Kreises von Entwicklungsländern. 

An der konkreten Ausgestaltung des Trust Fund muß in den nächsten 
Monaten weiter gearbeitet werden. Die Bundesrepublik Deutschland hat 
vorgeschlagen, ihn auch für eine Stabilisierung von Rohstofferlösschwan- 
Kungen bei den in Frage kommenden Entwicklungsländern einzu- 
setzen. Dieser Gedanke hat in der internationalen Diskussion bereits 
großen Anklang gefunden. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 


21. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung die Befürchtung der 

Dr. Naijes landwirtschaftlichen Fachpresse, daß jetzt ein 

(CDU/CSU) teilweise straff organisiertes ausländisches Angebot 

seine Marktsituation ungebührlich ausnutzt und 
wenn ja, was gedenkt die Bundesregierung dagegen 
zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 8. September 1975 

Der Anstieg der Preise für saisonabhängige Nahrungsmittel von Juli 
1974 bis Juli 1975 um durchschnittlich 18,7 % geht insbesondere 
zurück auf die Preissteigerungen bei Kartoffeln (33,1 %), Frischobst 
(32,2 %) und Frischgemüse (15,5 %). 

Nach Ansicht der Bundesregierung ist die Preissteigerung bei den 
genannten Produktbereichen nicht dadurch verursacht, daß auslän- 
dische Anbieter ihre Marktstellung ungebührlich ausgenutzt haben. 
Sie teilt insofern auch nicht die Befürchtungen der landwirtschaft- 
lichen Fachpresse. 

Die Bundesregierung führt diese Preissteigerungen vor allem darauf 
zurück, daß das Angebot im Juli 1975 anbau- und witterungsbedingt 
im In- und Ausland geringer war als im Juli 1974. So hat das sehr 
niedrige Erzeugerpreisniveau des letzten Jahres bei Kartoffeln zu einer 
Reduzierung der gesamten Kartoffelanbaufläche in der Bundesrepublik 
Deutschland um 12 % und in der EG um 6 % geführt. Die Steigerung 
zum Vorjahresmonat fällt aber auch wegen des sehr niedrigen Preis- 
niveaus im Juli 1974 sehr hoch aus. 

Es ist zu erwarten, daß sich die bevorstehende Apfelernte, die für die 
Bundesrepublik Deutschland um ein Drittel höher geschätzt wird als 
im Vorjahr, entspannend auf die Angebotssituation und damit günstig 
auf die Verbraucherpreise für Saisonprodukte aus wirken wird. 


22. Abgeordneter 

Dr. Dollinger 

(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Befürchtung, daß die 
von der Europäischen Gemeinschaft abgeschlosse- 
nen und angestrebten Rahmenabkommen über 
Exporte und Importe einen unbehinderten und 
rationellen Warenaustausch insbesondere des pri- 
vaten Außenhandels gefährden, und wie gedenkt 
- bejahendenfalls - die Bundesregierung dieser 
Brüsseler Praxis zu begegnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Logemann 
vom 4. September 1975 

Die Gemeinschaft hat bisher kein Rahmenabkommen über eine mehr- 
jährige Lieferung von Agrarprodukten an Drittländer abgeschlossen. 
Der Kommissionsvorschlag vom 8. August d. J. für die Aushandlung 
eines Rahmenabkommens zwischen der Gemeinschaft und Ägypten 
wirft eine Reihe von interessanten und kritischen Fragen auf. Die 
Bundesregierung prüft z. Z. eingehend diesen Fragenkomplex unter 
ordnungs-, handeis-, agrar- und allgemein politischen Gesichtspunkten. 
Die Prüfung dieses Vorschlages ist in der Bundesregierung noch nicht 
abgeschlossen und hat in den Gemeinschaftsgremien in Brüssel noch 
nicht begonnen. Die Bundesregierung wird bei Entscheidungsreife die 
gestellte Frage ergänzend beantworten. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Arbeit und Sozialordnung 


23. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Walz 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, Auskunft darüber 
zu geben, zu welchen Ergebnissen der interministe- 
rielle Arbeitskreis zur Entwicklung , sozialer In- 
dikatoren“ bisher gelangt ist? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 3. September 1975 

Zur Tätigkeit der Arbeitsgruppe ,, Soziale Indikatoren“ der Bundes- 
ministerien möchte ich folgendes mitteilen. 

Die Arbeitsgruppe wurde im Herbst 1971 auf Anregung des Bundes- 
ministers für Arbeit und Sozialordnung ins Leben gerufen mit der 
Aufgabe, durch Informationsaustausch und Zusammenarbeit sowie 
aktive Beteiligung an entsprechenden Arbeiten der OECD Ziele und 
Maßstäbe der qualitativen Aspekte der gesellschaftlichen Entwicklung 
zu erarbeiten. Im einzelnen hat sich die Arbeitsgruppe, - unter der 
Federführung des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung — , 
mit der Liste gesellschaftlicher Anliegen der OECD befaßt, die u. a. 
die Bereiche Gesundheit, Bildung, Arbeitsleben und Freizeit, Ver- 
fügung über Dienste und Güter, physische und soziale Umwelt, per- 
sönliche Sicherheit und Rechtspflege umgreift. Im Anschluß an die 
Vorarbeiten der OECD wurde im Oktober 1973 das Taschenbuch 
,, Gesellschaf tliche Daten 1973“ der Öffentlichkeit vorgelegt. Gesell- 
schaftliche Anliegen, wie z. B. Einstellungen, Erwartungen u. ä., lassen 
sich aber nicht allein mit Hilfe der konventionellen Statistiken quanti- 
fizieren. Deshalb müssen hierfür auch die Ergebnisse der demosko- 
pischen Untersuchungen herangezogen werden. In diesem Zusammen- 
hang ist die Meinungsumfrage über die Qualität des Arbeitslebens zu 
stellen, die im Auftrag des Bundesministers für Arbeit und Sozial- 
ordnung vom Institut für angewandte Sozialwissenschaft (Infas) in 
Bonn-Bad Godesberg von August 1972 bis März 1973 durchgeführt 
wurde. Die Ergebnisse der Untersuchung wurden unter dem Titel 
,, Qualität des Arbeitslebens — Soziale Kennziffern zur Arbeitszu- 
friedenheit und Berufschancen“ Interessenten, darunter auch der 
Fraktion der CDU/CSU des Deutschen Bundestages, zugänglich ge- 
macht. 

Bei der Würdigung der vorliegenden Ergebnisse muß bedacht werden, 
daß die Entwicklung sozialer Indikatoren eine langwierige Aufgabe ist, 
die Sachverstand, Ideenreichtum und Ausdauer sowie eine intensive 
Zusammenarbeit der Ressorts, wissenschaftlicher Institutionen sowie 
mit internationalen Organisationen erfordert. Da auf diesem Gebiet 
noch weitgehend Grundlagenarbeit zu leisten ist, kann auch in Zu- 
kunft nur schrittweise mit konkreten Ergebnissen gerechnet werden. 


24. Abgeordneter 

Dr. Mende 

(CDU/CSU) 


Hält die Bundesregierung Strafgeldbescheide an 
Unternehmer wegen unerlaubter Beschäftigung 
von Gastarbeitern auch dann für gerechtfertigt, 
wenn die zuständigen Arbeitsämter über einen 
längeren Zeitraum nicht in der Lage sind, ein- 
heimische Arbeitskräfte für bestimmte Tätigkeits- 
bereiche zu vermitteln? 


25. 


Abgeordneter 

Dr. Mende 


(CDU/CSU) 


Sind bei Großschlächtereien und in anderen Betrie- 
ben der Lebensmittelindustrie bei Gefahren von 
Betriebsstörungen und Ausfällen nicht Ausnahmen 
möglich, besonders im Zonenrandgebiet, wo die 
Vermittlung von Spezialkräften ohnehin schwierig 
geworden ist? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 4. September 1975 

Die Beschäftigung ausländischer Arbeitnehmer, die nicht im Besitz 
der erforderlichen Arbeitserlaubnis sind, stellt gemäß § 229 Abs. 1 
Nr. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes eine Ordnungs Widrigkeit dar, 
die entsprechend zu ahnden ist. Dies gilt grundsätzlich auch dann, 
wenn ein Arbeitgeber ausländische Arbeitnehmer ohne Arbeitserlaub- 
nis deswegen beschäftigt, weil es den Dienststellen der Bundesan- 
stalt für einen längeren Zeitraum nicht möglich war, inländische Ar- 
beitskräfte zu vermitteln. 

Nach Mitteilung des Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit werden 
in derartigen Fällen bei Vorliegen der sonstigen Voraussetzungen jedoch 
in der Regel Arbeitserlaubnisse erteilt, da Lage und Entwicklung des 
Arbeitsmarktes nicht entgegenstehen. Wenn dennoch von den Arbeits- 
ämtern Bußgelder verhängt werden, dürfte es sich um Fälle handeln, 
bei denen die betroffenen Arbeitgeber nicht oder nicht rechtzeitig den 
Antrag auf Erteilung einer Arbeitserlaubnis für die von ihnen beschäftig- 
ten ausländischen Arbeitnehmer gestellt haben. 

Zu Ihrer zweiten Frage ist zu bemerken, daß die illegale Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmer aus grundsätzlichen Erwägungen auch in 
den von Ihnen genannten Ausnahmefällen nicht hingenommen werden 
kann. Insbesondere Ausnahmen vom Anwerbestopp für Betriebe der 
Lebensmittelindustrie hält die Bundesregierung wegen der damit ver- 
bundenen Präzedenzwirkung für andere ebenfalls unter personellen 
Engpässen leidende Wirtschaftsbereiche nicht für vertretbar. 


26. Abgeordneter Wie hoch sind derzeit die Rücklagen der Renten- 
Wendt versicherungsträger? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Nach der für das 2. Kalendervierteljahr 1975 vorliegenden Vermögens- 
statistik der Rentenversicherungsträger betrug am 30. Juni 1975 die 
Rücklage 

in der Rentenversicherung der Arbeiter 7,1 Milliarden DM und 

in der Rentenversicherung der Angestellten 37,4 Milliarden DM 

zusammen 44,5 Milliarden DM. 

Bei der vorgenannten Rücklage handelt es sich um das Bar- und Anlage- 
vermögen ohne Verwaltungsvermögen abzüglich der Schuldverpflich- 
tungen. 

In der knappschaftlichen Rentenversicherung belief sich die Rücklage 
am 30. Juni 1975 auf 369 Millionen DM. Sie wird in diesem Renten- 
versicherungszweig entsprechend der Vorschrift des § 131 Abs. 1 RKG 
in der genannten Höhe konstant gehalten. 


27. Abgeordneter 
Zebisch 
(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß verschiedene 
Arbeitsämter von Müttern, die sich arbeitslos 
melden, einen Nachweis verlangen, daß ihre Kinder 
und ihr Haushalt durch Dritte während der Arbeits- 
zeit versorgt werden und welche Rechtsgrundlage 
ermächtigt die Arbeitsämter zu einem solchen 
Vorgehen und wie wäre sie mit dem Gleichbe- 
rechtigungsgebot des Grundgesetzes vereinbar, da 
bisher nicht bekannt geworden ist, daß auch Män- 
nern, die sich arbeitslos melden, ein solcher Nach- 
weis abverlangt wird? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 3. September 1975 

Ein Arbeitsloser kann Arbeitslosengeld nur dann beanspruchen, wenff 
er der Arbeitsvermittlung zur Verfügung steht (§ 100 Abs. 1 Arbeits- 
förderungsgesetz). Der Arbeitsverwaltung steht nicht zur Verfügung, 
wer nur geringfügige Beschäftigungen ausüben kann oder darf, weil 
er tatsächlich oder rechtlich gebunden ist (§ 103 Abs. 1 Arbeitsförde- 
rungsgesetz). Bindungen dieser Art können auch häusliche Bindungen 
bzw. Familienverpflichtungen sein. Nach § 142 Abs. 2 Arbeitsförde- 
rungsgesetz hat der Arbeitslose das Fehlen solcher Bindungen glaub- 
haft zu machen. Eine solche Mitwirkungspflicht obliegt grundsätzlich 
auch männlichen Arbeitslosen; allerdings sind sie von häuslichen Bin- 
dungen in der Regel nicht betroffen. 

Die Bundesanstalt für Arbeit erarbeitet z. Z. einen einheitlichen Vor- 
druck für das gesamte Bundesgebiet, der dem Arbeitslosen die Glaub- 
haftmachung erleichtern soll. 


28. Abgeordneter 
Schröder 
(Lüneburg) 

(CDU/CSU) 


Zu welchen Ergebnissen ist die Überprüfung der 
Frage eines Beitragseinzugs zur Angestellten- und 
Arbeitslosenversicherung durch die Ersatzkassen 
für die bei ihnen versicherten Mitglieder, die nicht 
mehr der Krankenversicherungspflicht unterliegen, 
gekommen, die seitens der Bundesregierung auf 
entsprechende Anfragen im Bundestag wiederholte 
Male in Aussicht gestellt wurde? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 11. September 1975 

Die Bundesregierung hält an der bereits früher zum Ausdruck gebrach- 
ten Auffassung fest, bei geeigneter Gelegenheit den Einzug des Renten- 
und Arbeitslosenversicherungsbeitrags von freiwillig versicherten 
Ersatzkassenmitgliedern der allgemeinen Regelung anzupassen. Die 
diesbezügliche Anpassung soll im Zuge einer generellen Überarbeitung 
des Beitragsrechts insbesondere unter dem Gesichtspunkt der tech- 
nischen Durchführung erfolgen. Ein genauer Zeitpunkt für die Verwirk- 
lichung des Vorhabens ist im Augenblick noch nicht abzusehen; jedoch 
sind die Vorbereitungsarbeiten hierzu im Gange. 


29. Abgeordneter 

Pfeffermann 

(CDU/CSU) 


In welcher Weise sieht die Bundesregierung eine 
Möglichkeit, zu verdeutlichen, daß Studenten, die 
in Krankenkassen — wie z. B. in der Postbeamten- 
krankenkasse B — mitversichert sind, auf Antrag 
von einer Versicherungspflicht freigestellt werden 
sollen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Nach Auffassung der Bundesregierung sind die einstimmig vom Deut- 
schen Bundestag geschlossenen Vorschriften des Gesetzes über die 
Krankenversicherung der Studenten über die Befreiung von der Kran- 
kenversicherungspflicht eindeutig, so daß keine Notwendigkeit zur 
Verdeutlichung besteht. 

Nach § 175 Nr. 3 der Reichsversicherungsordnung (RVO) in der Fas- 
sung des Gesetzes über die Krankenversicherung der Studenten sind von 
der Versicherungspflicht als Student nach § 165 Abs. 1 Nr. 5 RVO 
neuer Fassung u. a. befreit „Personen, für die bei Beginn des Semesters, 
für das sie sich an der Hochschule einschreiben oder zurückmelden, 
Anspruch auf Familienkrankenpflege besteht, es sei denn 
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Der Anspruch auf Familienkrankenpflege ist in § 205 RVO geregelt. 
Er steht nur Versicherten zu. Soweit der Begriff „Familienkranken- 
pflege“ in der Reichsversicherungsordnung verwendet wird (z. B. 
§§ 173 a ff, 205 a), bezieht er sich nur auf Ansprüche nach § 205 RVO. 

Die Postbeamtenkrankenkasse B gehört nicht zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung, so daß für sie die Vorschriften der Reichsversicherung^ 
ordnung nicht gelten. 

Ich bin daher der Auffassung, daß bei mitversicheiten Familienange- 
hörigen dieser Krankenkasse Versicherungsfreiheit nach § 175 Nr. 3 
RVO nicht eintritt. 

Ob eine Befreiung von der Versicherungspflicht für Studenten nach 
§ 173 d RVO in Betracht kommt, müßte der zuständige Träger der 
Krankenversicherung prüfen. Diese Vorschrift setzt voraus, daß der 
antragstellende Student bei einem Krankenversicherungsunternehmen 
versichert ist und für sich und für seine Angehörigen, für die ihm Fami- 
lienkrankenpflege zusteht, Vertragsleistungen erhält, die der Art nach 
den Leistungen der Krankenhilfe mit Ausnahme des Krankengeldes 
entsprechen. Voraussetzung ist hier also ein eigener Leistungsanspruch. 


30. Abgeordneter 
Dr. Kunz 
(Weiden) 

(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten sieht die Bundesregierung 
zur Vermeidung der großen sozialen Härte, die da- 
rin besteht, daß die Witwe eines Nebenerwerbs- 
landwirtes nach dessen vor kurzem eingetretenen 
Tod, bis zu dem sie über ihren verstorbenen Ehe- 
mann bei der AOK versichert war, nunmehr Bei- 
träge zur landwirtschaftlichen Krankenkasse zahlen 
muß, ohne daß sie Beitragszuschüsse von der LVA 
erhalten kann, wodurch der Familie nach dem Ver- 
lust des Ernährers zusätzlich finanzielle Belastungen 
zugemutet werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

In dem von Ihnen geschilderten Fall gehörte der Nebenerwerbsland- 
wirt der Ortskrankenkasse als Mitglied an, weil nach § 3 des Gesetzes 
über die Krankenversicherung der Landwirte (KVLG) die auf Grund 
eines Beschäftigungsverhältnisses begründete Krankenversicherungs- 
pflicht gegenüber der Versicherung in der Krankenversicherung der 
Landwirte vorrangig ist. Diese Regelung beruht auf der Erwägung, 
daß ein Arbeitnehmer, der zugleich Landwirt ist, im Krankheitsfall 
auf das Krankengeld nicht verzichten kann. Krankengeld wird jedoch 
landwirtschaftlichen Unternehmern in der landwirtschaftlichen Kran- 
kenversicherung nicht gewährt. 

Die Witwe dieses Nebenerwerbslandwirtes wäre, falls sie eine Rente 
der gesetzlichen Rentenversicherung erhielte, in der Krankenversiche- 
rung der Rentner beitragsfrei versichert. Dies gilt jedoch nicht, wenn 
sie selbst landwirtschaftliche Unternehmerin ist. In diesem Fall geht 
nämlich nach § 3 KVLG die Versicherungspflicht in der landwirt- 
schaftlichen Krankenversicherung derjenigen in der Krankenversicherung 
der Rentner vor. Der Gesetzgeber folgte damit dem auch in der allge- 
meinen Krankenversicherung geltenden Grundsatz, wonach eine auf 
einer Erwerbstätigkeit beruhende Versicherungspflicht der Kranken- 
versicherung der Rentner vorgeht und die entsprechenden Beiträge 
auf Grund dieser Tätigkeit erbracht werden. Auch in der Kranken- 
versicherung der Landwirte hat deshalb die Versicherungspflicht als 
landwirtschaftlicher Unternehmer oder mitarbeitender Familienange- 
höriger Vorrang gegenüber der Krankenversicherung als Rentner oder 
Altenteiler. Dabei wird davon ausgegangen, daß die Beiträge zur Kran- 
kenversicherung durch das auf der landwirtschaftlichen Unternehmer- 
tätigkeit beruhende Einkommen aufgebracht werden. 
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3 1 . Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung bei der Diskussion 
Lenzer um die Neuordnung der Krankenversicherung der 

(CDU/CSU) Rentner die Vorschläge der gesetzlichen Kranken- 

kasse, die Finanzierungsanteile von Rentenver- 
sicherung und gesetzlicher Krankenversicherung auf 
das ursprüngliche Verhältnis von 80 : 20 zurück- 
zuführen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Die Verwirklichung des in Ihrer Frage genannten Finanzierungsvor- 
schlages würde eine Beitragssatzerhöhung in der Rentenversicherung 
von 1 bis 2 Prozentpunkten erfordern. Wie die Beratungen der Sach- 
verständigenkommission zur Weiterentwicklung der sozialen Kranken- 
versicherung ergeben haben, läßt sich kein sachlich überzeugender 
Grund für die Fixierung der Beiträge der Rentenversicherung auf 
80 v. H. des Leistungsaufwandes finden. Ferner hat auch der Gesetz- 
geber im Jahr 1967 die Beitragsregelung bewußt anders gestaltet, indem 
er die Beiträge so festsetzte, daß sie 10,98 v. H. des Rentenvolumens 
der Rentenversicherung betragen. An diese Entscheidung des Gesetz- 
gebers von 1967 knüpft der Regierungsentwurf eines Krankenversiche- 
rungs-Weiterentwicklungsgesetzes (Bundestagsdrucksache 7/3336) an, 
wonach die Beiträge der Rentenversicherung grundsätzlich 11,0 v. H. 
des Rentenvolumens betragen sollen. Mit dieser ,, Fortschreibung“ 
der Entscheidung von 1967 beabsichtigt die Bundesregierung keine 
endgültige Regelung der Finanzierung der Rentnerkrankenversicherung. 
Daher sieht der Regierungsentwurf vor, daß mit dem Rentenanpassungs- 
bericht für das Jahr 1978 über die für die Krankenversicherung der 
Rentner wichtigen Daten berichtet wird. 


32. Abgeordneter 
Lenzer 
(CDU/CSU) 


Warum ist es nicht möglich, den Belastungsausgleich 
der gesetzlichen Krankenversicherung auf der 
Grundlage eines für alle Versicherten gleichen Pro- 
zentsatzes des Grundlohnes zu errechnen? 


33. Abgeordneter Hält die Bundesregierung es für gerechtfertigt, 
Lenzer wenn auf Grund der geplanten Regelung ohne 

(CDU/CSU) Berücksichtigung der Leistungsfähigkeit des einzel- 

nen z. B. der Auszubildende ebensoviel aufbringen 
muß wie ein hochverdienender Angestellter? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Es trifft zwar zu, daß durch den im Regierungsentwurf vorgesehenen 
Belastungsausgleich keine auf den Grundlohn bezogene gleichmäßige 
Belastung aller Mitglieder der Krankenversicherung erreicht werden 
kann. Allerdings führt dies in der Praxis nicht zu der von Ihnen be- 
schriebenen Konsequenz, daß ,,der Auszubildende ebensoviel auf- 
bringen muß wie ein hochverdienender Angestellter“. Die Belastung 
der einzelnen Krankenkasse aus der Rentnerkrankenversicherung ist 
von der Versichertengemeinschaft dieser Krankenkasse solidarisch, 
d. h. nach der Leistungsfähigkeit jedes einzelnen dieser Mitglieder zu 
tragen. Das ergibt sich aus den Rechtsvorschriften über die Beitrags- 
bemessung in der Krankenversicherung. Darüber hinaus sieht der 
Regierungsentwurf vor, daß jede Kassenart in sich auf freiwilliger 
Basis den von Ihnen bezeichneten Belastungsausgleich durchführen 
kann. 

Damit soll der freiwilligen Regelung innerhalb der einzelnen Kassen- 
arten der Vorzug gegeben werden. Wenn eine derartige Regelung, für 
die in dem Gesetzentwurf die rechtlichen Voraussetzungen geschaffen 
werden, durchgeführt wird, sind die Belastungsunterschiede (in v. H. 
der Grundlohnsumme) von Krankenkasse zu Krankenkasse nur noch 
geringfügig. 
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34. Abgeordneter 
Rollmann 
(CDU/CSU) 


Ist es richtig, daß Studenten, die bisher einen 
Anspruch auf kostenlose Krankenbehandlung nach 
§ 10, Abs. 4 c, des Bundesversorgungsgesetzes 

hatten, ab 1. Oktober 1975 durch das Gesetz über 
die Krankenversicherung der Studenten diesen 
Anspruch verlieren und sich nunmehr auf eigene 
Kosten in einer gesetzlichen Krankenkasse pflicht- 
versichern müssen, wenn ja, ist darin nicht ein 
Abbau von Leistungen nach dem Bundesversor- 
gungsgesetz zu erblicken? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Durch das Gesetz über die Krankenversicherung der Studenten (KVSG) 
werden die eingeschriebenen Studenten der staatlichen und der staatlich 
anerkannten Hochschulen in die Krankenversicherungspflicht (§ 165 
Abs. 1 Nr. 5 der Reichsversicherungsordnung) einbezogen. Eine Aus- 
nahme von der Versicherungspflicht für den von Ihnen genannten Per- 
sonenkreis sieht das Gesetz nicht vor. Auf diese Weise erreicht das 
Gesetz für die studierenden Versorgungsberechtigten oder Kinder 
von Versorgungsberechtigten eine Gleichbehandlung mit allen anderen 
versorgungsberechtigten Personen, die in der gesetzlichen Kranken- 
versicherung versicherungspflichtig werden. 

Nach dem Bundesversorgungsgesetz sind nämlich die Ansprüche, der 
Schwerbeschädigten auf Krankenbehandlung für ihre Angehörigen 
sowie die Ansprüche der Hinterbliebenen auf Krankenbehandlung aus- 
geschlossen, wenn und soweit ein Sozialversicherungsträger zu einer 
entsprechenden Leistung verpflichtet ist. Dem liegt die Absicht zu- 
grunde, die genannten Leistungen nur bei Vorliegen einer bestimmten 
Bedarfslage aus fürsorgerischen Gründen zu gewähren. Der Versorgungs- 
berechtigte wird durch diese Regelung darauf verwiesen, hinsichtlich 
der Behandlung von Gesundheitsstörungen, die nicht mit einer Kriegs- 
oder Wehrdienstbeschädigung Zusammenhängen, die Sozialversiche- 
rungsträger vorrangig in Anspruch zu nehmen. Von einem Leistungs- 
abbau nach dem Bundesversorgungsgesetz kann also schon deshalb 
keine Rede sein, weil die Leistungen der Krankenbehandlung seit 
jeher als nachrangige Leistungen ohne Versicherungscharakter ge- 
währt werden. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß der Bund für jeden versicherten 
Studenten einen Zuschuß von monatlich 15 DM leistet, so daß die 
Krankenversicherungsbeiträge, die die Studenten aufzubringen haben, 
nur 25 DM monatlich betragen. Für nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz geförderte Studenten ermäßigt sich der Beitrag zudem 
in der Regel auf 1 5 DM im Monat. 

Soweit Beschädigten für ihre Kinder Erziehungsbeihilfe nach § 27 BVG 
zusteht, wird im übrigen zu prüfen sein, ob die Beiträge für die stu- 
dentische Krankenversicherung in die Bedarfsberechnung für die Erzie- 
hungsbeihilfe einbezogen werden können. 


35. Abgeordneter 

Dr. Althammer 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß durch die 
Neuregelung der studentischen Krankenversicherung 
die Kinder von Kriegsbeschädigten, die bisher, 
wenn sie sich in Ausbildung befanden, bis zum 
25. Lebensjahr prämienfrei bei dem Kriegsbe- 
schädigten mitversichert waren, nunmehr selbst 
Beiträge zur Krankenversicherung zu zahlen haben? 


36. Abgeordneter Beabsichtigt die Bundesregierung diese soziale 

Dr. Althammer Schlechterstellung durch eine Novellierung des 

(CDU/CSU) Gesetzes zu korrigieren? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Mit Inkrafttreten des Gesetzes über die Krankenversicherung der 
Studenten (KVSG) werden die eingeschriebenen Studenten der staat- 
lichen und der staatlich anerkannten Hochschulen krankenversiche- 
rungspflichtig (§ 165 Abs. 1 Nr. 5 der Reichsversicherungsordnung). 
Eine Ausnahme von der Versicherungspflicht für den von Ihnen ge- 
nannten Personenkreis sieht das Gesetz nicht vor. Nähme das Gesetz 
die Kinder von Kriegsbeschädigten von der Versicherungspflicht aus, 
so würde dieser Personenkreis anders behandelt als andere versorgungs- 
berechtigte Personen, die in der gesetzlichen Krankenversicherung 
versicherungspflichtig werden. 

Außerdem ist zu berücksichtigen, daß der Bund für jeden versicherten 
Studenten einen Zuschuß von monatlich 15 DM leistet, so daß die 
Krankenversicherungsbeiträge, die die Studenten aufzubringen haben, 
nur 25 DM monatlich betragen. Für nach dem Bundesausbildungs- 
förderungsgesetz geförderte Studenten ermäßigt sich der Beitrag zudem 
in der Regel auf 1 5 DM im Monat. 

Zu Ihrer zweiten Frage möchte ich bemerken, daß die Bundesregierung 
aus den eben ausgeführten Gründen nicht beabsichtigt, eine Novellie- 
rung des Gesetzes über die Krankenversicherung der Studenten (KVSG) 


Trifft die Meldung des Tagesspiegels vom 6. Juli 
1975 zu, daß die Bundesversicherungsanstalt für 
Angestellte statt der von der Bundesregierung 
vorausgesagten 3,5 Milliarden DM und in ihrer Ant- 
wort vom 9. April 1975 auf meine Anfrage auf 
,,nur rund 5 Milliarden DM“ verharmlosten Summe 
in diesem Jahr 9,4 Milliarden DM an die Landes- 
versicherungsanstalten überweisen muß, dafür ihre 
Vermögensrücklage um über 2,1 Milliarden DM 
vermindern muß und 1 976 für fast 1 2 Milliarden DM 
Überweisungen die Rücklage um weitere 6,7 Milliar- 
den DM vermindern muß, und zu welchen Aus- 
sagen über Leistungen und Beiträge sieht sich die 
Bundesregierung dadurch veranlaßt? 


vorzuschlagen. 


37. Abgeordneter 
Ziegler 
(CDU/CSU) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Die Bundesregierung hat bereits mehrfach darauf hingewiesen, daß 
über die Ausgleichszahlungen von der Angestelltenrentenversiche- 
rung an die Rentenversicherung der Arbeiter unterschiedliche Berech- 
nungsmethoden möglich sind. Hieraus erklären sich im wesentlichen 
auch die Unterschiede der in der öffentlichen Diskussion genannten 
Zahlen. Ein wichtiger Berechnungsunterschied liegt beispielsweise 
in der Behandlung der Beiträge an die Krankenkassen für die Kranken- 
versicherung der Rentner. Auch sind kurzfristige Haushaltsschätzungen 
mit den langfristigen Vorausberechnungen der Bundesregierung in 
Methode und Aufgabenstellung nicht zu vergleichen. Während Haus- 
haltsschätzungen die Grundlage für die finanziellen Dispositionen 
der nächsten Wochen und Monate bilden, sollen die Vorausberech- 
nungen der Bundesregierung die langfristige finanzielle Entwicklung 
aufzeigen. Die Ergebnisse einer solchen Berechnung haben den Charak- 
ter von Durchschnittswerten, von denen in den einzelnen Jahren durch- 
aus Abweichungen möglich sind, ohne daß die langfristigen Resultate 
davon beeinflußt werden müssen. Von Zeit zu Zeit muß dabei geprüft 
werden, ob die zu beobachtenden Abweichungen konjunkturell oder 
durch Veränderungen grundsätzlicher Art bedingt sind. Diese Prüfung 
findet gegenwärtig bei der Vorbereitung des diesjährigen Rentenan- 
passungsberichts statt, in dem die Bundesregierung schon bald wie 
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alljährlich die langfristige finanzielle Entwicklung der Rentenversiche- 
rung der Arbeiter und der Angestelltenrentenversicherung unter Be- 
rücksichtigung aller Fakten der Vergangenheit und der wirtschaft- 
lichen Erwartungen für die Zukunft ausführlich darlegen wird. 

Ich bitte um Verständnis, daß ich den Ergebnissen der dem Renten- 
anpassungsbericht 1975 zugrunde liegenden Abstimmungen hier nicht 
vorgreifen kann. 


38. Abgeordneter Wie viele Arbeitnehmer waren am 30. Juni 1974 in 
Zeyer der deutschen Industrie beschäftigt und wie viele 

(CDU/CSU) zum 30. Juni 1975? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Im Juni 1974 waren in der deutschen Industrie 8 162 000 Arbeit- 
nehmer beschäftigt. Im Juni 1975 waren es 7 603 000 Arbeitneh- 
mer. 


39. Abgeordneter Wie groß war die saisonbereinigte Arbeitslosen- 

Zeyer quote zum 30. Juli 1974 und zum 30. Juli 1975? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Nach der Berechnungsmethode der Deutschen Bundesbank betrug die 
saisonbereinigte Arbeitslosenquote im Juli 1974 2,8 % und im Juli 1975 
5,7 %. Wie ich in der Fragestunde schon mehrfach betont habe, beste- 
hen erhebliche methodische Vorbehalte gegenüber dem Verfahren der 
Saisonbereinigung, so daß bei der Beurteilung dieser Arbeitslosenquoten 
größere Unsicherheitsmargen zu berücksichtigen sind. 


40. Abgeordneter Warum verweist die Bundesregierung zu dem 1973 
Zoglmann erstatteten Sonderbericht des Bundesrechnungs- 

(CDU/CSU) hofes zur finanziellen Situation der Bundesanstalt 

für Arbeit lediglich auf die 1972 vorgenommene 
Beitragserhöhung, statt bereits zu diesem Zeitpunkt 
auch die Ausgabenseite zu überprüfen und Initiati- 
ven zu ergreifen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Buschfort 
vom 10. September 1975 

Wie ich in der Antwort auf die Kleine Anfrage zur Kostenentwicklung 
der sozialen Sicherheit und der Bildung von drei Arbeitsgruppen der 
Sozialpolitischen Gesprächsrunde zu Fragen der sozialen Sicherung 
(Drucksache 7/3985) bereits ausgeführt habe, bestand 1973 für die 
Bundesregierung kein Anlaß, Änderungen des Arbeitsförderungsge- 
setzes zur Verbesserung der Finanzlage der Bundesanstalt für Arbeit 
vorzuschlagen. Bei der Schaffung des Arbeitsförderungsgesetzes hatte 
der Gesetzgeber Beitragseinnahmen auf der Grundlage eines Beitrags- 
satzes von je 1 ,0 v. H. für Arbeitnehmer und Arbeitgeber (zusammen 
2,0 v. H.) vorgesehen, um die der Bundesanstalt für Arbeit übertragenen 
Aufgaben zu finanzieren. Trotz eines auf 0,85 v. H. ermäßigten Bei- 
tragssatzes konnte z. Z. damit gerechnet werden, daß sich auf der 
Grundlage des geltenden Rechts und bei unveränderter Wirtschafts- 
entwicklung von Jahr zu Jahr steigende Überschüsse ergeben würden 
(vgl. Arbeitsförderungsbericht Tz 159 — Drucksache 7/403). 
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Geschäftsbereich des Bundesministers der Verteidigung 


41. Abgeordneter 

Dr. Wernitz 

(SPD) 


Trifft es Zu, daß durch Verlegung bzw. Umvertei- 
lung von Tiefflügen und Überschallstrecken Gebiete 
wie z. B. Nordschwaben und das Nördlinger Ries 
(Tieffluggebiet 7) mit einer weiteren Zunahme an 
Tiefflügen und mit vermehrten Überschallknall- 
teppichen anstelle der erwarteten Entlastung rech- 
nen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 11. September 1975 

Eine Überprüfung der Tiefflugbewegungen des 1. Halbjahres 1974 
mit dem 1. Halbjahr 1975 zeigte keine Zunahme, sondern eine ins- 
gesamt rückläufige Entwicklung. 

Im Bereich des Nördlinger Ries, das inmitten des 250 Fuß (75 m) 
Tieffluggebietes Nr. 7 liegt, gibt es keine festgelegten Tiefflugschnei- 
sen, da auch diese Räume so weiträumig wie möglich mit wechseln- 
den Kursen beflogen werden, um Konzentrationen zu vermeiden. 

Überschallflüge werden unter ständiger Radarüberwachung mit einer 
Mindestflughöhe von 36 000 Fuß (ca. 1 1 000 m) über Land und 20 000 
Fuß über See durchgeführt. Der Überschallknall ist dabei noch hörbar, 
jedoch sind Schäden völlig auszuschließen. Auch diese Flüge werden 
mit den unterschiedlichsten Kursen durchgeführt. 

Der überwiegende Teil der Überschallflüge über Land dient der Er- 
probung, Übungsflüge werden überwiegend über See durchgeführt. 
Ausgenommen von Höhenbeschränkungen sind Einsatzflüge in hoheit- 
lichem Auftrag zur Identifizierung von unbekannten, also nicht ange- 
meldeten Flugzielen, die in den Luftraum der Bundesrepublik Deutsch- 
land einfliegen, sowie einige wenige Erprobungsflüge mit Sonderge- 
nehmigung, die über wenig besiedelten Gebieten durchgeführt werden. 

Die Tiefflugverbindungsstrecken des 250-Fuß-Systems sind seit Mai 
1975 gesperrt. Es ist nicht beabsichtigt, neue Strecken oder Schnei- 
sen festzulegen. Zeitweilige Massierungen sind daher rein zufällig, 
sie werden zum Teil vom Wetter oder von zeitlich begrenzten Übun- 
gen mit beeinflußt. 

Abschließend darf ich darauf hinweisen, daß auch der Einsatz von 
Tieffliegermeldetrupps in der Vergangenheit immer wieder gezeigt 
hat, daß Verstöße gegen die Luftverkehrsregeln die Ausnahme sind. 


42. Abgeordneter 

Baron 

von Wrangel 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, auf Grund der 
ungewöhnlich schwierigen wirtschaftlichen Lage, 
insbesondere der Landwirtschaft, in Elmenhorst, 
Kreis Herzogtum Lauenburg, von einer Erweiterung 
des Standortübungsplatzes Lanken abzusehen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 11. September 1975 

Die ohnehin unter dem echten Bedarf liegende Erweiterung des StOÜbPl 
Elmenhorst ist zwingend erforderlich, um ausreichende Übungsmöglich- 
keiten für die in Elmenhorst sowie die in Wentorf stationierten Bundes- 
wehr-Einheiten zu schaffen. Dabei ist von Bedeutung, daß der StOÜbPl 
Wentorf erheblich zu klein ist und nicht erweitert werden kann. 

Hinzu kommt, daß aus Gründen des Landschafts- bzw. Umweltschutzes 
Teile des StOÜbPl Elmenhorst zeitweilig für Übungen gesperrt werden 
müssen, so daß die gesamte Platzfläche insbesondere für die erforder- 
lichen Übungen mit Kettenfahrzeugen nicht immer zur Verfügung 
steht. 
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Auf die Erweiterung des Platzes kann daher nicht verzichtet werden. 
Dabei wird jedoch vom Bundesministerium der Verteidigung versucht, 
durch geeignete Maßnahmen, wie zum Beispiel durch Bereitstellung 
von Ersatzland im Bereich Elmenhorst, eine Existenzgefährdung der 
von der Landbeschaffung betroffenen landwirtschaftlichen Betriebe 
zu vermeiden. 

43. Abgeordneter Werden bei Manövern im Jahr 1975 auf dem Boden 

Spranger der Bundesrepublik Deutschland Beobachter aus 

(CDU/CSU) dem Ostblock eingeladen und teilnehmen und 

erwartet die Bundesregierung, daß Beobachter 
aus der Bundesrepublik Deutschland ihrerseits 
an Manövern des Ostblocks noch 1975 teilnehmen 
können? 

44. Abgeordneter Befürchtet die Bundesregierung bei der Teilnahme 

Spranger von Beobachtern aus dem Ostblock an Manövern in 

(CDU/CSU) der Bundesrepublik Deutschland nicht eine für die 

Verteidigungsfähigkeit der Bundeswehr äußerst 
gefährliche Spionagebedrohung, und welchen Sinn 
sieht die Bundesregierung in der Teilnahme spiona- 
geverdächtiger Beobachter aus dem Ostblock an 
solchen Manövern? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 11. September 1975 

Die Bundesregierung wird zugleich im Namen der Regierungen der 
Vereinigten Staaten von Amerika, Frankreichs und Kanadas zu der 
diesjährigen amerikanischen Gefechtsübung ,,CERTAIN TREK“ Ma- 
növerbeobachter auch aus dem Ostblock einladen. Dieses amerikanische 
Manöver findet im Rahmen der Übung ,,REFORGER VII“ vom 14. bis 
23. Oktober in Bayern statt. 

Die Bundesregierung geht davon aus, daß die eingeladenen KSZE-Teil- 
nehmerstaaten Manöverbeobachter entsenden werden. 

Der Bundesregierung selbst liegt bisher keine Einladung aus einem 
Ostblockland vor, Manöverbeobachter zu einer Übung zu entsenden. 
Sie hofft aber, daß auch die Staaten des Ostblocks entsprechend dem 
Geist der Helsinki-Schlußakte so bald als möglich Manöverbeobachter 
einladen werden. 

Ihre weitere Frage, ob die Teilnahme von Beobachtern aus dem Ost- 
block an Bundeswehrmanövern nicht eine für die Verteidigungsfähig- 
keit äußerst gefährliche Spionagebedrohung darstellt und welchen 
Sinn die Bundesregierung an der Teilnahme spionageverdächtiger 
Beobachter aus dem Ostblock an diesen Manövern sieht, beantworte 
ich wie folgt: 

Die Bundesregierung befürchtet nicht, daß die Möglichkeit der Aus- 
spähung militärischer Geheimnisse durch die Manöverbeobachter zu 
einer Beeinträchtigung der Verteidungsfähigkeit der Bundesrepublik 
Deutschland führen wird. 

Natürlich werden die von den Staaten entsandten Beobachter sehr 
genau den Verlauf des Manövers sowie Ausrüstung, Disziplin und Ein- 
satzbereitschaft der übenden Truppe beobachten und bewerten. Dies 
entspricht dem eigentlichen Sinn der Vereinbarung, von der die Be- 
obachter der Bundesrepublik Deutschland in gleicher Weise Gebrauch 
machen werden. 

Darüber hinaus ist die Bundesregierung der Auffassung, daß durch die 
Teilnahme ausländischer Beobachter an unseren militärischen Manövern 
ein weiterer wesentlicher Beitrag zur Darstellung des defensiven Cha- 
rakters unserer Verteidigungspolitik geleistet wird. Die Bundesregierung 
weist in diesem Zusammenhang besonders auf die KSZE-Schlußakte 
hin, nach der der Beobachteraustausch die Förderung von Kontakten 
und des gegenseitigen Verständnisses begünstigen soll. 
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Die Bundesregierung sieht in der Vereinbarung von Heisinki, Manöver- 
beobachter einzuladen, aber auch eine Bestätigung und Erweiterung 
der bisher von ihr angewandten Praxis, zu Manövern der Bundeswehr 
auch Vertreter des öffentlichen Lebens und der in- und ausländischen 
Presse einzuladen. 


45. Abgeordneter 

Dr. Schacht- 
schabel 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung zu tun, um Wehr- 
pflichtigen nach Ableistung des Wehrdienstes die 
Wiedereingliederung in den Arbeitsprozeß insbe- 
sondere unter dem Aspekt der jetzigen Arbeits- 
marktsituation zu erleichtern? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Schmidt 
vom 11. September 1975 

Seit Inkrafttreten des Arbeitsplatzschutzgesetzes vom 30. März 1957 
ist bestimmt, daß ein im Zeitpunkt der Einberufung bestehendes 
Arbeitsverhältnis nicht beendet wird, sondern während des Wehr- 
dienstes ruht. Der Arbeitnehmer hat also grundsätzlich Anspruch 
darauf, nach der Entlassung aus der Bundeswehr wieder an seinen 
früheren Arbeitsplatz zurückzukehren. 

Diese Regelung hat sich bewährt ; Schwierigkeiten sind mir bisher nicht 
mitgeteilt worden. Sollten Ihnen gegenteilige Fälle bekannt sein, wäre 
ich für Angabe der Einzelheiten dankbar. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für Verkehr 
und für das Post- und Femmeldewesen 


46. 


Abgeordneter 

Dr. Evers 


(CDU/CSU) 


Welche Gründe sind dafür maßgebend, daß wichtige 
kommunale Investitionsvorhaben trotz Befürwor- 
tung der zuständigen Gremien in Gemeinde und 
Bundesland nicht begonnen werden, weil der Ent- 
scheidungsprozeß über die gesetzlich vorgesehene 
Zuschußgewährung des Bundes ungebührlich lange 
verzögert wird (Beispiel: Stadtbahn Freiburg/ 
Breisgau)? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 11. September 1975 

Von einer ungebührlich langen Verzögerung der Entscheidungsprozesse 
über Finanzhilfen des Bundes für kommunale Investitionsvorhaben 
des öffentlichen Personennahverkehrs kann keine Rede sein. Die für 
solche Vorhaben im Gemeindefinanzierungsgesetz (GVFG) verankerte 
Programmkompetenz des Bundesministers für Verkehr zwingt diesen 
zu einer - der Finanzierungsverantwortung des Bundes entsprechen- 
den - sorgfältigen Prüfung der Anträge. Im Verhältnis zur Laufzeit 
solcher Anträge bei den zuständigen Stellen der Gemeinden und Länder 
ist die Bearbeitungsdauer im Bundesverkehrsministerium in aller Regel 
gering. 

Das als Beispiel aufgeführte Stadtbahn-Vorhaben in Freiburg/Breisgau 
zählt im übrigen zu den Fällen, die - insbesondere im Hinblick auf die 
fortdauernden Folgekosten solcher Investitionen — eine besonders 
sorgfältige Prüfung erfordern. Die Stadt Freiburg erarbeitet deshalb 
zur Zeit noch ausführlichere Unterlagen. 
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47. Abgeordneter Teilt die Bundesregierung meine Auffassung, daß 

Dr. Evers eine Beschleunigung dieses Prüfungs- und Entschei- 

(CDU/CSU) dungsprozesses durch die Gremien von drei Ebenen 

der öffentlichen Verwaltung (Gemeinde, Bund, 
Land) aus verwaltungsökonomischen Gründen ge- 
boten und im Hinblick auf die konjunkturelle 
Lage volkswirtschaftlich dringend notwendig ist, 
und beabsichtigt die Bundesregierung, auf eine 
Beschleunigung des Genehmigungsverfahrens hinzu- 
wirken? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 11. September 1975 

Die Bundesregierung teilt diese Auffassung nicht. Das GVFG bietet 
die Möglichkeit, die betreffenden Vorhaben bis zu fünf Jahre vor dem 
vorgesehenen Baubeginn in das Programm nach § 6 Abs. 1 GVFG 
aufzunehmen. Bei rechtzeitiger Antragstellung gibt es somit keinen 
Anlaß, den Entscheidungsprozeß über die Aufnahme eines Vorhabens 
in das Programm unter Zeitdruck durchzuführen. 

Wie in der Antwort auf Ihre vorangegangene Frage ausgeführt, ist im 
übrigen der in diesem Prozeß von der Bundesregierung zu vertretende 
Anteil an Bearbeitungszeit in aller Regel geringer als der vom Bund 
getragene Anteil an der Finanzierung der Vorhaben. 


Sind Befürchtungen gerechtfertigt, daß im Zuge 
von Einsparungsmaßnahmen die kontinuierliche 
Fortführung des Weiterbaus der Bundesautobahn 
Kempten -Füssen verzögert wird, und ist die Bun- 
desregierung bereit, in dem Zusammenhang zu über- 
prüfen, ob wenigstens ein Teilausbau dieser interna- 
tional wichtigen Durchgangsstrecke ohne Ver- 
zögerung ab 1976 möglich ist? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. September 1975 

Wegen der bekundeten Absicht der Bundesregierung, die bisher gül- 
tigen Ansätze im BAB-Neubau für die nächsten Jahre zu reduzieren, 
muß eine Aussage über den Bau der BAB Kempten— Füssen bis zur 
Verabschiedung der mittelfristigen Finanzplanung 1976 bis 1979 gegen 
Ende September 1975 und bis zu einer Berichtigung des BAB-Neubau- 
programms zurückgestellt werden. 

Ein Teilausbau der BAB Kempten -Füssen wurde in die Arbeiten zur 
Fortschreibung des Bedarfsplanes für die Bundesfernstraßen einbe- 
zogen. Die bisher vorliegenden Ergebnisse lassen erkennen, daß der 
Abschnitt zwischen Kempten und Nesselwang/Ost — zunächst ein- 
bahnig - die Dringlichkeitsstufe 1 a erhalten wird. Damit ist eine 
wichtige Voraussetzung für den Bau in absehbarer Zeit zwischen Kemp- 
ten und Nesselwang erfüllt. Für den Abschnitt zwischen Nesselwang 
und der Landesgrenze bei Füssen ist nach den vorliegenden Ergeb- 
nissen die Dringlichkeitsstufe I b zu erwarten. Das Bauprogramm 
dieser Teilstrecke wird auch vom Baufortschritt des anschließenden 
Abschnittes auf österreichischem Staatsgebiet abhängen. 


48. Abgeordneter 
Kiechle 
(CDU/CSU) 


49. Abgeordneter 

Seefeld 

(SPD) 


Wie beurteilt die Bundesregierung Berichte (z. B. 
in der ,,Bruchsaler Rundschau“ vom 14. August 
1975) über LKW-Fahrten deutscher und auslän- 
discher Unternehmen in den Nahen Osten, bei 
denen sich „Fernfahrer zu Kolonnen zusammen- 
schließen müssen, um lebend durch die Türkei 
zu kommen“, und treffen die aufgestellten Behaup- 
tungen über Zerstörungen an den Fahrzeugen, 
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Diebstahl und Körperverletzungen durch die tür- 
kische Bevölkerung der Wahrheit und — wenn ja - 
in welcher Weise kann die Bundesregierung durch 
Verhandlungen mit der türkischen Regierung Ein- 
fluß zur Abstellung derartiger Mißstände nehmen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. September 1975 

Die Bundesregierung hat die in letzter Zeit veröffentlichten Berichte 
über Mißstände im Transitverkehr mit Lastkraftwagen durch die Türkei 
zum Anlaß genommen, den diesen Meldungen zu Grunde liegenden 
Sachverhalt aufzuklären. Sie wird — wenn das Ergebnis vorliegt — 
gegebenenfalls geeignete Maßnahmen ergreifen, damit die Sicherheit 
deutscher Lastzüge und ihres Fahrpersonals bei dem Transit durch die 
Türkei gewährleistet ist. 

Die Bundesregierung setzt im übrigen ihre Bemühungen fort, mit der 
türkischen Regierung ein Abkommen zur Regelung des grenzüber- 
schreitenden Straßenpersonen- und -güterverkehrs auf der Grundlage 
eines bereits von deutscher Seite übermittelten Abkommensentwürfes 
zu schließen. 


50. Abgeordneter 

Möhring 

(SPD) 


Stimmen Meldungen der ,, Lüneburger Landes- 
zeitung“ vom 13. August 1975, wonach Binnen- 
schiffer wegen plötzlich neu festgesetzer Tauch- 
tiefen im DDR-Abschnitt der Elbe unvorherge- 
sehen hohe Geldstrafen zahlen müssen und außer- 
dem zurückgewiesen werden, und sieht die Bundes- 
regierung Möglichkeiten, Informationen über ge- 
änderte Tauchtiefenfestlegungen so frühzeitig aus 
der DDR zu erhalten und an die Binnenschiffer 
weiterzugeben, daß diese vor finanziellen Verlusten 
bewahrt bleiben? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 9. September 1975 

Die Meldung der „Lüneburger Landeszeitung“ vom 13. August 1975 
ist nur z. T. zutreffend. Nach unseren Feststellungen setzten die Organe 
der DDR Anfang August 1975 wegen schnellfallenden Wassers der 
Elbe die Tauchtiefen innerhalb von 7 Tagen nach und nach um 40 cm 
herab. 

Es konnte festgestellt werden, daß die in dieser Pressemeldung ge- 
nannten Binnenschiffe und auch einige dort nicht aufgeführte Fahr- 
zeuge wohl zu Recht wegen Überschreitung der Tauchtiefen von den 
DDR-Behörden beanstandet worden sein dürften, da ihnen bereits 
beim Passieren des letzten Hafens im Bundesgebiet die im DDR-Bereich 
festgesetzte Tauchtiefe bekannt sein mußte. Die Fahrzeuge wurden 
teils in das Bundesgebiet zurückgeschickt, teils konnten sie ihre Fahrt 
fortsetzen. In zwei Fällen wurde den Schiffsführern wegen einer Tauch- 
tiefenüberschreitung von 10 cm eine Geldbuße von 100 DM und in 
einem Fall wegen einer Überschreitung von 4 cm eine Geldbuße von 
1 0 DM auferlegt. 

Die Tauchtiefen werden der Wasser- und Schiffahrtsdirektion Hamburg 
täglich als Information gemäß Artikel 1 5 des Transitabkommens bzw. 
Artikel 8 des Verkehrsvertrages übermittelt und stehen der Schiffahrt 
bereits gegen 9.30 Uhr zur Verfügung. Eine schnellere Information ist 
nicht möglich, zumal die Tauchtiefen in der DDR zunächst für die 
einzelnen Bereiche festgesetzt werden müssen. 

Zur Vermeidung von Schwierigkeiten bei der Herabsetzung der Tauch- 
tiefen für unsere Binnenschiffahrt wurde im vorigen Jahr in der ge- 
meinsamen Kommission gemäß Artikel 19 des Transitabkommens unter 
anderem vereinbart, daß auch eine Leichterung der Binnenschiffe in 
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der DDR selbst zugelassen ist, wenn dem Führer des Binnenschiffes 
beim Passieren der letzten zumutbaren Abladestelle im Bundesgebiet 
die neu zugelassenen Tauchtiefen auf dem DDR-Gebiet noch nicht 
bekannt sein konnten. 


51. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit sind Besorgnisse der Kommunalverwal- 
tungen in Betzdorf und Kirchen/Sieg berechtigt, 
daß der endgültige Ausbau der B 62 im Ortsbereich 
Kirchen insbesondere durch ein zögerndes Verhalten 
der Deutschen Bundesbahn verschleppt wird, und 
was gedenkt die Bundesregierung gegebenenfalls 
zu tun, um die Fertigstellung zu beschleunigen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 10. September 1975 

Die Bauarbeiten für die Überführung der Bundesbahnstrecke Betz- 
dorf-Siegen im Zuge der L 280 neu sind ausgeschrieben und sub- 
mittiert. Die Bundesbahndirektion Essen hat mit Schreiben vom 
18. März 1975 der Straßenverwaltung Rheinland-Pfalz zugesagt, das 
Kreuzungsbauwerk im Zuge der L 280 im Laufe des Jahres 1976 fertig- 
zustellen. Dadurch besteht die Möglichkeit voraussichtlich bis Ende 
1976 durch die Verkehrsfreigabe der Umgehungsstraße Kirchen im 
Zuge der B 62 einen ersten Verkehrswert zu erreichen. 

Die beiden Kreuzungsbauwerke ,, Überführung der Bundesbahnstrecken 
Betzdorf— Freudenberg und Betzdorf— Siegen“ in der Ortsdurchfahrt 
Kirchen sollen nach Angabe der Bundesbahndirektion Essen noch in 
diesem Jahr ausgeschrieben und beschleunigt fertiggestellt werden. 


52. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage und bereit, den 
Ausbau des unfallträchtigen Kurven-Abschnittes der 
Bundesstraße 8 im Bereich der Ortslage Oberölfen 
bei Altenkirchen zu veranlassen, und gibt es hierfür 
schon eine feste Terminierung? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 10. September 1975 

Mit der Planung für die Verbesserung der Bundesstraße 8 im Bereich der 
Ortslage Oberölfen ist begonnen worden. Für die Baumaßnahme rhüß 
zunächst ein Planfeststellungsverfahren nach §§ 17/18 Bundesfern- 
straßengesetz durchgeführt werden. Der Bautermin hängt von der 
Erlangung der Rechtskraft der Pläne und den Finanzierungsmöglich- 
keiten ab. 


53. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit wird die Bundesregierung dafür sorgen, 
daß im Zuge der Fertigstellung der Umgehungs- 
straße Altenkirchen diese nicht auf den Ausbau 
des Teilbaschnittes Verbindung zwischen B 8 Orts- 
eingang und B 414 Ortsausgang beschränkt bleibt, 
sondern tatsächlich auch die Verbindung zwischen 
B 8 und B 256 im Ortsteil Altenkirchen-Leuzbach 
fertiggestellt wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 10. September 1975 

Die Umgehungsstraße Altenkirchen wird als zusammenhängende Bau- 
maßnahme von der B 256 westlich Altenkirchen-Leuzbach bis zur 
B 414 östlich Altenkirchen angesehen. Um möglichst schnell einen 
Verkehrswert bzw. eine Entlastung der Ortsdurchfahrt Altenkirchen 
zu erreichen, wurde mit dem Abschnitt von der B 8 bis zur B 256 
begonnen. Daran anschließend werden die Abschnitte B 256— B 414 
und B 8-B 256 Leuzbach gebaut werden. 
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54. Abgeordneter 

Immer 

(Altenkirchen) 

(SPD) 


Inwieweit ist die Bundesregierung in der Lage und 
bereit, die Bundesbahntrasse innerhalb der Orts- 
durchfahrt Linz am Rhein und hier insbesondere im 
Bereich der Straßenüberführungen darauf zu drän- 
gen, daß technische Sicherheitsvorrichtungen ange- 
bracht werden, die verhindern, daß herabfallende 
Schrotteile von Güterzügen die Straßenbenutzer 
unterhalb und neben der Trasse weiterhin gefähr- 
den? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 10. September 1975 

Der Bundesregierung sind konkrete Fälle von Gefährdungen der Stras- 
senbenutzer im Stadtgebiet Linz am Rhein durch herabfallende Schrott- 
teile von Güterwagen nicht bekannt. Die Deutsche Bundesbahn hat zu- 
gesagt, die Angelegenheit zu überprüfen und gegebenenfalls entspre- 
chende Maßnahmen einzuleiten. 


55. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, ihre vorläufige 
Absicht, die 26 km lange Reststrecke der E 8 
von Rheine bis zur deutsch/niederländischen Grenze 
(Springbiel/de Poppe) bei der Fortschreibung des 
Fernstraßenausbauplanes in die Kategorie 1 b ein- 
zustufen, zugunsten einer Einstufung in die Kate- 
gorie 1 a zu überprüfen? 


56. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, dabei zu berück- 
sichtigen, daß alle Voraussetzungen für den Bau- 
beginn erfüllt sind, es sich um eine unter verkehrs- 
politischen und strukturpolitischen Gesichtspunkten 
sehr wichtige Ost-West-Verbindung handelt und bei 
Vollendung dieser Strecke auf deutschem Boden 
nur verhältnismäßig geringfügige Kosten entstehen 
würden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. September 1975 

Bei der gesetzlich vorgeschriebenen Fortschreibung des Bedarfsplanes 
zum Ausbau der Bundesfernstraßen sind rund 2000 Maßnahmen einem 
einheitlichen Katalog von 10 Kriterien — mit Schwerpunkten bei ver- 
kehrlichen (drei Kriterien) und raumordnerischen (vier Kriterien) Gege- 
benheiten — im Sinne einer Nutzen-Kosten-Analyse unterworfen worden. 
Die volkswirtschaftliche Zielsetzung bei der Aufstellung des Kriterien- 
kataloges bestand darin, die als dringliche Netzergänzungen erkannten 
Teilstrecken nach errechneten gewichteten Nutzen-Kosten-Werten 
zu ordnen. 

Die E 8 (A 30) zwischen Rheine und der deutsch-niederländischen 
Grenze bei Springbiel/de Poppe fällt bei der Beurteilung nach diesem 
Kriterienkatalog trotz besonderer Berücksichtigung ihrer raumord- 
nerischen Bedeutung und der Kosten nach dem errechneten Nutzen- 
Kosten-Wert nicht unter die Maßnahmen der Dringlichkeitsgruppe 1 A. 
Dies bedeutet nicht, daß internationale Absprachen der Vergangenheit, 
die diesen Abschnitt betreffen, nicht eingehalten werden. Bei den Ge- 
sprächen im Rahmen der Europäischen Verkehrsministerkonferenz 
wurde schon 1969 Übereinstimmung erzielt, die Baudurchführung der 
E 8 zwischen Rheine auf deutscher Seite und Enschede auf nieder- 
ländischer Seite aufeinander abzustimmen. 
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Bei einem entsprechenden Fortgang der Behandlung der Maßnahme auf 
niederländischer Seite - die nächste Sitzung der „Besonderen Gruppe 
Deutschland-Niederlande“ im Rahmen der CEMT, auf der dieses 
Thema erneut Gesprächsgegenstand sein wird, findet noch dieses 
Jahr statt — kann davon ausgegangen werden, daß entsprechend der 
Übereinkunft und unter Berücksichtigung der finanziellen Möglich- 
keiten in den nächsten Jahren mit der Baudurchführung auf deutscher 
Seite begonnen wird. 


57. Abgeordneter 

Stahlberg 

(CDU/CSU) 


Trifft es zu, daß im nordhessischen Zonenrand- 
bereich - einem bekanntermaßen schwach struk- 
turierten Raum — nach Auflösung der Bundes- 
bahndirektion Kassel nunmehr weitere Dienst- 
stellen der Deutschen Bundesbahn - so das Gleis- 
lager Wabern (Bezirk Kassel) — mit 420 Beamten, 
Angestellten und Arbeitern aufgelöst werden soll? 


58. Abgeordneter Ist der Bundesregierung bekannt, daß auf Grund der 
Stahlberg Effektivität und rationellen Arbeitsweise gerade 

(CDU/CSU) dem Gleislager Wabern ein besonderer Rang im 

Bereich dieser Dienststellen der Deutschen Bundes- 
bahn zukommt? 


59. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, mitzuteilen, in 

Stahlberg welchem Umfang Kosten- und Personaleinsparungen 

(CDU/CSU) erzielt werden, falls das Gleislager Wabern auf- 

gelöst und dem Gleislager Hanau zugeschlagen wird? 


60. Abgeordneter Ist die Bundesregierung bereit, zu prüfen, die Kapa- 
Stahlberg zität des Gleislagers Wabern auszubauen, damit so 

(CDU/CSU) die bisherigen Investitionen von ca. 60 Millionen 

DM sinnvoll genutzt werden? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 9. September 1975 

Zur Verwaltungsvereinfachung strebt die Deutsche Bundesbahn an, in 
jedem Bundesbahndirektionsbezirk den verwaltungsdienstlichen Teil 
bei einer zentralen Dienststelle des Oberbaudienstes zu konzentrieren. 
Im Bereich der Bundesbahndirektion Frankfurt (Main) bestehen z. Z. 
zwei zentrale Dienststellen des Oberbaudienstes, und zwar der Gleis- 
bauhof Hanau und das Gleislager Wabern. Die Deutsche Bundesbahn 
prüft derzeit unter Beteiligung der zuständigen Personalvertretungen, 
wann und inwieweit das Gleislager Wabern in den wesentlich größeren 
Gleisbauhof Hanau eingegliedert werden kann. Die Untersuchungen 
erstrecken sich u. a. auch darauf, ob eine Teilproduktion auf dem 
Gelände des Gleislagers Wabern in Form einer Außenstelle des Gleis- 
bauhofs Hanau vorerst weitergeführt werden kann. 

Ein besonderer Rang des Gleislagers Wabern, der gegen die Absichten 
der Deutschen Bundesbahn um Rationalisierung und Erhöhung der 
Effektivität sprechen würde, ist der Bundesregierung nicht bekannt. 

Nur ein kleiner Teil der Mitarbeiter des Gleislagers ist am Sitz der 
Dienststelle selbst tätig. Der weitaus größte Teil steht unmittelbar 
im Baugeschehen des Außendienstes und ist im ganzen Direktions- 
bezirk einsatzfähig. 

Angaben über Kosten- und Personaleinsparungen sind noch nicht mög- 
lich, da die Deutsche Bundesbahn ihre Untersuchungen noch nicht ab- 
geschlossen hat. Die Rationalisierungsmaßnahmen im Bereich des Ober- 
baudienstes fallen in den unternehmerischen Bereich der Deutschen 
Bundesbahn, für den der Vorstand der Deutschen Bundesbahn verant- 
wortlich ist. 
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61. 


Abgeordneter 

Breidbach 


(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die in der Report-Sendung 
vom 18. August 1975 dargestellte Tatsache bekannt, 
daß die ca. 250 000 Behinderten, die auf einen Roll- 
stuhl angewiesen sind, bei Bahnfahrten im Pack- 
wagen transportiert werden müssen, und was ge- 
denkt die Bundesregierung dagegen zu tun? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. September 1975 

Der Deutsche Eisenbahn-Personentarif enthält keine Vorschrift des 
Inhalts, daß Körperbehinderte, die während der Fahrt in ihren Trag- 
oder Fahrstühlen bleiben, im Gepäckwagen befördert werden müssen. 
Dies ergibt sich vielmehr aus den technischen Voraussetzungen und 
geschieht ausschließlich aus kundendienstlichen Gründen der Bahn und 
auf ausdrücklichen Wunsch der Reisenden. 

Das Problem liegt hier vor allem in der Bemessung der Einstiege und der 
Breite der Durchgänge in den Reisezugwagen, die nicht auf die Maße 
der Rollstühle usw. abgestellt sind. Die Deutsche Bundesbahn hat dazu 
mitgeteilt, daß die Herstellung einer Fahrtmöglichkeit im Rollstuhl in 
den allgemein zugänglichen Reisewagen nur mit außergewöhnlich ho- 
hem Aufwand zu erreichen wäre. Um eine generelle, auch für Fahrstuhl- 
besitzer annehmbare Lösung zu schaffen, müßten Rampen, Fahr- 
treppen, Hubvorrichtungen usw. auf allen Personenbahnsteigen aller 
Bahnhöfe, Haltepunkte und Haltestellen eingerichtet und in jeden 
Reisezug mindestens ein besonders hergerichteter Wagen eingestellt 
werden, der allen erdenklichen Anforderungen gerecht wird. Bei den 
auf den Strecken der Deutschen Bundesbahn täglich verkehrenden 
20 000 Reisezügen aller Gattungen und 7000 möglichen Zusteigestellen 
erscheint diese Forderung allein vom finanziellen Aufwand her nicht 
realisierbar. 

Die Deutsche Bundesbahn hat eine Arbeitsgruppe beauftragt, die Be- 
nutzung der DB-Einrichtungen durch Körperbehinderte zu untersuchen. 
Bei dieser Gelegenheit wird auch das Problem der Beförderung von 
Rollstuhlbenutzern in Zügen überprüft. 

Obwohl Ergebnisse dieser Untersuchung erst Ende dieses Jahres erwar- 
tet werden, zeichnet sich bereits ab, daß die für eine annehmbare 
Lösung erforderlichen Investitionen von der Deutschen Bundesbahn 
allein leider nicht zu realisieren sind. 

I 

62. Abgeordneter Wie beurteilt die Bundesregierung die Tatsachen, 
Breidbach daß Reisen von Rollstuhlfahrern oft tagelang vor- 

(CDU/CSU) her angemeldet werden müssen und daß die Be- 

gleitpersonen der Behinderten mangels Sitzplätzen 
stehend im Packwagen mitreisen müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 8. September 1975 

Die Vormeldung von Reisen behinderter Rollstuhlfahrer ist nicht 
zwingend vorgeschrieben, aber im Interesse der Behinderten erwünscht, 
um die erforderlichen Hilfeleistungen der in den Bahnhöfen stationier- 
ten Organisationen - wie z. B. Bahnhofsmission oder Deutsches Rotes 
Kreuz - rechtzeitig sicherzustellen. Nach den Erfahrungen der Deut- 
schen Bundesbahn wird dieses in der Praxis bewährte Verfahren von 
den behinderten Rollstuhlfahrern gern in Anspruch genommen. 

In den Gepäckwagen sind für die dort tätigen Zugbegleiter einzelne 
Sitzplätze vorhanden. Soweit diese Plätze nicht angeboten werden 
können, ist den mitreisenden Begleitern zu empfehlen, in den neben 
den Gepäckwagen eingereihten Personenwagen Platz zu nehmen. 
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63. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Orth 

(SPD) 


Ist die Bundesregierung in der Lage, auf Grund der 
vom Land Schleswig-Holstein gelieferten Unter- 
lagen (Oktober 1974, Januar 1975 und weitere 
nachgeforderte) eine Entscheidung bezüglich des 
autobahnähnlichen Ausbaus der B 202 zu treffen? 


64. Abgeordnete 

Frau 
Dr. Orth 

(SPD) 


Ist der Bundesregierung bekannt, daß sich ein Groß- 
teil der Fachleute und Verantwortlichen in Schles- 
wig-Holstein entgegen dem offiziellen Beschluß des 
Kabinetts der Landesregierung für die Südtrasse 
ausgesprochen hat und wann ist mit einer Entschei- 
dung der Bundesregierung zu rechnen? 


65. Abgeordnete Wird sich der Ausbau der B 202 wesentlich hinaus- 

Frau schieben durch die Einsprüche der Gemeinde 

Dr. Orth Achterwehr? 

(SPD) 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Haar 
vom 9. September 1975 

Der Bundesregierung sind die unterschiedlichen Auffassungen verschie- 
dener Gremien über die für den Raum Achterwehr günstigste Linien- 
führung der künftigen autobahngleichen B 202 bekannt. 

Die Entscheidung des Bundesministers für Verkehr wird hier wie in 
allen anderen Fällen nach sorgfältiger Abwägung aller in Betracht 
kommenden Belange getroffen; dazu fehlen neben dem bereits vor- 
liegenden umfangreichen Material noch Detailinformationen, die z. Z. 
beim Land Schleswig-Holstein vorbereitet werden. 

Es wird eine baldige Entscheidung angestrebt. 

Ob und in welchem zeitlichen Umfang sich die Verwirklichung der 
Planung für die künftige B 202 im Raum Achterwehr später durch 
Einwendungen verzögert, wird sich bei Durchführung des der recht- 
lichen Sicherung der Planung dienende Planfeststellungsverfahren 
gemäß Bundesfernstraßengesetz ergeben. 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Forschung und Technologie 


66 . 


Abgeordneter 

Lenzer 


(CDU/CSU) 


Welche Möglichkeiten der staatlichen Forschungs- 
förderung (Investitionszulage, Sonderabschreibun- 
gen usw.) bestehen zur Zeit, und gedenkt die 
Bundesregierung diesen Maßnahmenkatalog in ab- 
sehbarer Zeit eventuell im Zusammenhang mit zu- 
sätzlichen Maßnahmen zur Unterstützung der 
Konjunktur zu erweitern? 


Antwort des Bundesministers MatthÖfer 
vom 10. September 1975 

Zu Ihrer Frage nach den steuerlichen Förderungsmaßnahmen für die 
Forschung und Entwicklung darf ich zunächst auf die Antworten der 
Bundesregierung auf die Kleinen Anfragen der CDU/CSU betr.: Stand 
der Industrieforschung (Drucksache 7/1988, Antwort zu Frage 3) und 
betr.: Forschungförderung kleiner und mittlerer Unternehmen (Druck- 
sache 7/2343, Antwort zu Frage 4) verweisen. Darüber hinaus wird 
Ihnen der Parlamentarische Staatssekretär im Bundesministerium der 
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Finanzen, Herr Haehser, auf Ihr Schreiben vom 29. Juli 1975 in den 
nächsten Tagen eine ausführliche Zusammenstellung der steuerlichen 
und zollrechtlichen Vergünstigungen für Forschung und Entwicklung 
übersenden. Ich bitte daher, mir eine nochmalige Auflistung dieser 
Maßnahmen an dieser Stelle zu ersparen. 

In Ergänzung der Zusammenstellung des Bundesministeriums der 
Finanzen weise ich darauf hin, daß auch die im Dezember 1974 im 
Zusammenhang mit dem Konjunkturprogramm verabschiedete In- 
vestitionszulage für besonders energiesparende Investitionen im Zu- 
sammenhang mit der steuerlichen Förderung von Forschung und 
Technologie gesehen werden muß, da sie die Anwendung besserer 
Technologien und Systeme im Energiebereich und damit entsprechen- 
de technische Entwicklungen und Innovationen begünstigt. 

Wie im Bundesforschungsbericht V (Tz 12) ausgeführt, sieht die Bun- 
desregierung im übrigen in der steuerlichen Forschungsförderung ein 
wichtiges ergänzendes Förderinstrument für Forschung und Ent- 
wicklung. Sie untersucht derzeit Möglichkeiten einer verbesserten Aus- 
gestaltung insbesondere unter dem Aspekt einer verstärkten Einbe- 
ziehung kleiner und mittlerer Unternehmen in die Förderung. Hierzu 
liegt bereits eine Vorstudie des Ifo-Instituts vor, die jedoch - wie im 
Rahmen einer Kurzstudie nicht anders zu erwarten - eine Reihe von 
Fragen aufwirft, die weiterer Klärung bedürfen. 

In Abstimmung mit den Bundesministerien für Wirtschaft und der 
Finanzen werde ich daher an das Ifo-Institut einen Anschlußauftrag 
vergeben, der die Frage der Wirksamkeit steuerlicher Förderungs- 
maßnahmen 

— in Abhängigkeit von der Ausgestaltung, 

- im Hinblick auf die Einbeziehung kleiner und mittlerer Unternehmen, 

— im Hinblick auf den erforderlichen finanziellen Aufwand und 

- im Vergleich mit Wirkungen der direkten Förderung 
umfassender untersuchen soll. 

Die Studie wird voraussichtlich Mitte 1976 vorliegen ; die Entscheidung 
über grundsätzliche Änderungen oder Erweiterungen bei der steuer- 
lichen Forschungsförderung wird bis dahin zurückgestellt. 


67. Abgeordneter 

Dr.-Ing. 

Laermann 

(FDP) 


Welche Studienaufträge an welche Institutionen und 
zu welchen Kosten hat die Bundesregierung inner- 
halb ihres Forschungsprogramms „Strukturwandel“ 
(siehe Wissenschaft, Wirtschaft, Politik Nr. 28 vom 
14. Juli 1975) bisher vergeben und wie wird dieses 
Forschungsprogramm innerhalb der Bundesregie- 
rung abgestimmt? 


Antwort des Bundesministers Matthöfer 
vom 10. September 1975 

In der Anlage erhalten Sie die gewünschte Zusammenstellung der von 
mir vergebenen Studienaufträge zum Fragenbereich Forschungs- und 
Technologiepolitik und Wirtschaftsstruktur sowie zu Fragen der besse- 
ren wirtschaftlichen Umsetzung (Innovation und Transfer) von For- 
schungs- und Entwicklungsergebnissen. 

Bei diesen Aufträgen geht es vor allem darum, eine bessere Kenntnis 
über die Wirkungsmöglichkeit der Forschungs- und Technologiepolitik 
für die wirtschaftliche Zukunftssicherung zu gewinnen. Wegen des hier 
schwerpunktmäßig zu untersuchenden Bezugs zwischen der wirtschaft- 
lichen Entwicklung - etwa der absehbaren weltwirtschaftlichen Ar- 
beitsteilung mit ihren Auswirkungen auf das zukünftig erforderliche 
Leistungsprofil der Branchen einerseits und der hierzu erforderlichen 
Technologie andererseits — wird das Untersuchungsprogramm in einer 
die jeweiligen Interessen berücksichtigenden Abstimmung mit dem 
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Bundesministerium für Wirtschaft und dem Bundeskanzleramt durch- 
geführt. In diese Abstimmung werden auch die einschlägigen Studien 
im Auftrag des Bundesministeriums für Wirtschaft einbezogen. Hier- 
für ist folgendes Verfahren vereinbart. 

1 . Periodische wechselseitige Unterrichtung zwischen dem Bundes- 
ministerium für Forschung und Technologie und dem Bundes- 
ministerium für Wirtschaft über Studienvorschläge, geplante und 
laufende Untersuchungen, die möglicherweise interessieren, und 
Austausch fertiggestellter Studien. 

2. Bei besonderem Interesse erfolgt im Einzelfall eine intensivere 
Beteiligung des anderen Ressorts, z. B. bei der Auswertung. 

3. Koordinierung durch benannte Ansprechpartner in den beteiligten 
Ressorts. 

Darüber hinaus werden die Studien, um eine qualifizierte Auswahl und 
Auswertung im Hinblick auf operable Ergebnisse zu gewährleisten, 
u. a. in dem „Diskussionskreis für Analyse und Prognose des For- 
schungsbedarfs“ erörtert, in den ich Vertreter der Wissenschaft, der 
Gewerkschaften, der Wirtschaftsunternehmen und der Medien be- 
rufen habe; z. T. werden die Studien durch Projektbegleiter aus dem 
Diskussionskreis betreut. 


Zusammenstellung der Studienaufträge 

A. Studien zum Fragenbereich Forschungs- und Technologiepolitik und 
Wirtschaftsstruktur 

Thema bzw. Aufgabenstellung beauftragtes 

Institut/Vergütung 


(1) Gesamtwirtschaftliche Langfristprogno- Prognos AG. 
se, dabei insbesondere Prognose der 335 000 DM 
voraussichtlichen weltwirtschaftlichen 
Arbeitsteilung, der Entwicklung tech- 
nologieintensiver Sektoren und der 
technologischen Engpässe und Zukunfts- 
aufgaben. 


(2) Erfordernisse und Konsequenzen einer 
wirtschaftlichen und technologischen 
„Universalstrategie“ für die Bundes- 
republik Deutschland im Vergleich 
zu einer „Aussparungsstrategie“. 


Institut für Welt- 
wirtschaft Kiel 
100 000 DM 


(3) Analyse gesellschaftlicher Trends und 
insbesondere der Nachfrage nach öffent- 
lichen Dienstleistungen und mögliche 
Beiträge von Forschung und Techno- 
logie zur Überwindung von Engpässen. 


Forschungsinstitut 
der Friedrich- 
Ebert-Stiftung 
260 000 DM 


(4) Bewertung ausgewählter technologischer FhG-Institut für 
Entwicklungslinien und ihres Wirtschaft- Systemtechnik und 
liehen Potentials. Innovations- 

forschung (DSI) 
145 000 DM 


(5) Analyse der Technologieentwicklung, 
des Produktionspotentials und der Wett- 
bewerbsfähigkeit wichtiger Branchen; 
Identifizierung von technolgischen 
Schlüsselbereichen und Problem- 
branchen. 


Ifo-Institut, 
München 
182 000 DM 
DIW, Berlin 
110 000 DM 
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Thema bzw. Aufgabenstellung beauftragtes 

I nstitu t / V ergütung 


(6) Entwicklungstendenzen der Produk- 
tions- und Fertigungstechnik; mögliche 
Einsatzbereiche für Forschung und 
Technologie. 


Ifo-Institut, 

München 

Battelle, Frankfurt 
DIW, Berlin 
475 000 DM 


(7) Entwicklungstendenzen des Dienst- 
leistungsbereichs und mögliche Ein- 
satzbereiche für Forschung und Tech- 
nologie. 


Prognos AG., Basel 
Dornier-System 
ADV/Orga 
500 000 DM 


(8) Anpassung des Mesarovic/Pestel-Welt- 
modells zur Anwendung auf forschungs- 
und technologierelevante Fragestellun- 
gen aus der Sicht der Bundesrepublik 
Deutschland. 


Lehrstuhl A für 
Mechanik der 
TU-Hannover 
1 200 000 DM 


B. Studien zu Fragen der besseren wirtschaftlichen Umsetzung 

(Innovation und Transfer) von Forschungs- und Entwicklungs- 
ergebnissen. 


(9) Industrieeigene Vorausschauung und Be- 
wertung künftiger Entwicklungen, ihr 
Einfluß auf das Innovationsverhalten 
der Unternehmen und Möglichkeiten 
der Zusammenarbeit , mit dem Staat. 


Ifo-Institut, 
München 
1 5 1 000 DM 
Battelle, Frankfurt 
179 000 DM 


(10)Neue Instrumente zur Umsetzung nicht- FhG-Institut für 

industrieller Forschung in die Anwen- Systemtechnik 

düng. und Innovations- 

forschung (ISI) 
174 000 DM 


Geschäftsbereich des Bundesministers für 
Bildung und Wissenschaft 


68. Abgeordneter 

Haase 

(Fürth) 

(SPD) 


Welche Zahl (absolut und prozentual) von auslän- 
dischen Studenten ist nach Abschluß ihrer Hoch- 
schulausbildung in ihre Heimatländer zurückge- 
kehrt? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 10. September 1975 

Eine ähnliche Frage aus dem Parlament^ wurde schon am 20. Mai 1975 
(Drucksache 7/3655) vom Bundesminister für Bildung und Wissen- 
schaft beantwortet, ohne daß eine präzise Auskunft gegeben werden 
konnte, da die vorliegenden statistischen Unterlagen keine Aussage 
darüber zulassen, wie viele Studenten nach Abschluß ihres Studiums 
nicht in ihre Heimatländer zurückkehren. Auch der Kultusminister- 
konferenz liegen Zahlen der erbetenen Art nicht vor. Die Bundes- 
regierung hat jedoch das Statistische Bundesamt in Wiesbaden ge- 
beten, in Zukunft entsprechende Erhebungen in die Bundesstatistik 
aufzunehmen. 

Bisher besteht jedoch noch keine Rechtsgrundlage, auf Grund derer 
eine solche Erfassung zu erfolgen hätte. 
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Die Bundesregierung hat sich bereits mit dem Problem der Ausbildung 
von Ausländern in der Bundesrepublik Deutschland und der Rückkehr- 
bereitschaft und beruflichen Eingliederung im Heimatland grundsätz- 
lich befaßt. In der Kabinettssitzung vom 20. August 1975 wurde der 
Entwurf einer Grundsatzerklärung zur Ausbildung von Ausländern in 
der Bundesrepublik Deutschland erstmalig beraten. 

Die in der Öffentlichkeit verbreiteten Zahlen über die Rückkehrbe- 
reitschaft ausländischer Hochschulabsolventen beruhen entweder 
auf partiellen Erhebungen (z. B. bei Stipendiaten) oder Schätzungen. 

Die ausländischen Stipendiaten verpflichten sich grundsätzlich bei der 
Annahme ihres Stipendiums zur Rückkehr in die Heimat, sobald sie 
ihr Studium abgeschlossen haben. Die Zahl der Stipendiaten, die nicht 
in ihre Heimatländer zurückkehren, sondern einen Antrag auf Ein- 
bürgerung in die Bundesrepublik Deutschland stellen, ist im ganzen 
nicht bekannt. Beim Deutschen Akademischen Austauschdienst be- 
trägt sie etwa 0,5 % (81 Studenten von insgesamt 15 000, die seit 
1958 gefördert wurden). Insgesamt ist zu erkennen, daß die Rück- 
kehrbereitschaft in letzter Zeit eher zunimmt als sinkt. Die Gründe 
dafür sind verschiedener Art, entscheidend mag die Besserung der 
heimatlichen Beschäftigungsmöglichkeiten sein. 


69. 


Abgeordneter 

Haase 


(Fürth) 

(SPD) 


Wieviel Studenten aus den EG-Ländern können 
jetzt (nach dem Urteil des europäischen Gerichts- 
hofs) an der BAFÖ teilnehmen, und mit welchen 
Mehrausgaben ist deshalb zu rechnen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Glotz 
vom 10. September 1975 


Nach dem Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Gemeinschaften 
vom 3. Juli 1974 — Rechtssache 9/74 — zur Auslegung des Artikels 12 
der Verordnung (EWG) Nr. 1612/68 des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften vom 15. Oktober 1968 über die Freizügigkeit der 
Arbeitnehmer innerhalb der Gemeinschaft (Amtsblatt der EG Nr. L 
257/2) ist das Bundesausbildungsförderungsgesetz durch Gesetz vom 
31. Juli 1975 (Bundesgesetzbl. I S. 2081) geändert worden. 

Auf Grund dieser Änderung werden alle Schüler und Studenten aus den 
anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Gemeinschaften für eine Aus- 
bildung innerhalb der Bundesrepublik Deutschland einschließlich West- 
Berlin unter den gleichen Voraussetzungen und in gleichem Maße wie 
deutsche Auszubildende gefördert, wenn sie 

a) als Familienangehörige von Staatsangehörigen anderer Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaften Freizügigkeit inner- 
halb des Bundesgebietes einschließlich West-Berlin genießen und 
dort mit ihren Eltern ihren gewöhnlichen Aufenthalt oder 

b) ein selbständiges Verbleiberecht in der Bundesrepublik Deutsch- 
land einschließlich West-Berlin haben 

und die sonstigen Voraussetzungen für die Förderung nach dem Bun- 
desausbildungsf Örderungsgesetz erfüllen . 

Die Bundesregierung hat den finanziellen Mehraufwand für diese 
personelle Erweiterung des Förderungsbereichs wie folgt geschätzt: 

1975 3 Millionen DM 

1976 8 Millionen DM 

1977 16 Millionen DM 

1978 25 Millionen DM. 

Eine Aufteilung dieser Aufwendungen auf Schüler und Studenten ist 
angesichts der statistischen Unsicherheiten nicht möglich. Der größere 
Teil der Mittel wird zweifellos auf Schüler entfallen. 
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Geschäftsbereich des Bundesministers für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit 


70. Abgeordneter 

Stahl 

(Kempen) 

(SPD) 


Trifft es zu, daß die Konkurrenzsituation der 
Bundesrepublik Deutschland bei Projekten im 
Bereich der Technischen Hilfe gegen Entgelt durch 
die hohen Gehälter der Experten der Gesellschaft 
für technische Zusammenarbeit erschwert wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 8. September 1975 

Die Aufwendungen der Deutschen Gesellschaft für Technische Zu- 
sammenarbeit (GTZ) GmbH für Vergütungen und Nebenleistungen 
an die entsandten Fachkräfte sind zwar, auch wegen der besseren 
sozialen Absicherung, höher als in manchen anderen Industrielän- 
dern. Ob sich dies erschwerend auf den Abschluß von Verträgen über 
Technische Zusammenarbeit gegen Entgelt auswirkt, läßt sich bei dem 
gegenwärtigen Verhandlungsstand noch nicht abschließend beurteilen. 
Qualitätsvergleiche, die diese Länder gelegentlich anstellen, fallen nicht 
unbedingt zuungunsten des deutschen Angebots aus. 


Welche Aufgaben erwarten die — nach Zeitungs- 
meldungen — bis zu 150 deutschen Experten, die 
dem zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
Saudi-Arabien geschlossenen Abkommen zufolge in 
der nächsten Zeit bei — nach Zeitungsmeldungen — 
voller Kostenübernahme durch die saudi-arabische 
Regierung nach Saudi-Arabien entsandt werden 
sollen, und wann soll dieses Vorhaben praktisch 
realisiert werden? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 9. September 1975 

Die Experten werden beim Ausbau des technisch-gewerblichen und 
technisch-landwirtschaftlichen Bildungswesens mitarbeiten. Sie werden 
als Regierungsberater, Schulleiter, Lehrkräfte und Werkstattleiter ein- 
gesetzt. 

Dieses Programm, bei dem es sich um die Erweiterung eines seit Jahren 
laufenden Vorhabens handelt, wird zwischen September 1975 und 
September 1980 abgewickelt. 


7 1 . Abgeordneter 
Schedl 
(CDU/CSU) 


72. Abgeordneter 

Schedl 

(CDU/CSU) 


Aus welchem Personenkreis werden sich voraus- 
sichtlich diese Experten rekrutieren und welche 
Qualifikationen werden für ihre Auswahl entschei- 
dend sein? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 9. September 1975 

Die Mehrzahl der Fachkräfte werden Ausbilder und Werkstattlehrer 
sein, die über die für ihren jeweiligen Fachbereich erforderlichen theo- 
retischen Vorkenntnisse und praktischen Erfahrungen verfügen. Außer- 
dem werden für die Regierungsberatung qualifizierte Gewerbelehrer 
eingesetzt. 
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73. Abgeordneter 
Gierenstein 
(CDU/CSU) 


Gilt die Auffassung von Bundesminister Bahr, 
keine deutsche Entwicklungshilfe zu leisten, wo 
Menschenrechte mißachtet werden, die vorher 
geachtet wurden, in jedem Fall, oder muß aus dem 
Verhalten der Bundesregierung gegenüber Indien 
geschlossen werden, daß das Recht auf Freiheit, 
das Recht auf die Unverletzlichkeit der Wohnung 
und das Recht eines Verhafteten, dem gesetzlichen 
Richter vorgeführt zu werden, etwa keine Menschen- 
rechte sind? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 10. September 1975 

Die indische Regierung hat wiederholt betont, daß sie nach Über- 
windung der gegenwärtigen schwierigen Lage zu den traditionellen 
Grundsätzen indischer Demokratie zurückkehren wird. 


Beabsichtigt die Bundesregierung, am Beschluß des 
EG-Ministerrats festzuhalten und die portugie- 
sischen Demokraten dadurch zu unterstützen, daß 
sie weitere Kredite von einer freiheitlichen Ent- 
wicklung und einer wirtschaftlichen Konsolidierung 
des Landes abhängig macht, oder will die Bundes- 
regierung den Vorschlägen folgen, die dem zur 
Macht strebenden, prokommunistischen Übergangs- 
regime Hilfe leisten wollen? 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Brück 
vom 10. September 1975 

Die Bundesregierung hält an ihrer Absicht fest, Portugal Kapital- 
hilfe in Höhe von 70 Millionen DM zur Verfügung zu stellen, um 
damit zur wirtschaftlichen Konsolidierung des Landes beizutragen 
und der Errichtung einer freiheitlich pluralistischen Demokratie zu 
dienen. 

Sie teilt die Auffassung der Europäischen Gemeinschaft, daß diese 
Wirtschaftshilfe nicht dazu bestimmt sein darf, ein von der Mehrheit 
des portugiesischen Volkes abgelehntes kommunistisches Regime zu 
unterstützen. 


74. Abgeordneter 
Seiters 
(CDU/CSU) 


Bonn, den 19. September 1975 



